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1. Zusammenfassung 
 

(1) Ziel des Gutachtens ist eine sachliche Fundierung von Organisationsentscheidungen 
für eine Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft und Straßenreinigung in der 
Stadtgemeinde Bremen und die Skizzierung und Bewertung von 
Organisationsalternativen unter sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Gesichtspunkten. Nicht berücksichtigt wird in diesem Gutachten der Bereich der 
Grünpflege usw., welcher einem Eigenbetrieb der Stadt, dem Umweltbetrieb Bremen, 
obliegt. 

(2) Die Finanzierung der bremischen Abfallwirtschaft erfolgt über den Gebührenhaushalt 
(SV Abfall), die Straßenreinigung wird aus Steuermitteln über den allgemeinen 
Haushalt finanziert. Das Volumen der Abfallwirtschaft von ca. 55 Mio.€ fließt zu ca. 
60% auf Basis von Leistungsverträgen an den Nehlsen-Konzern (ENO, KNO, 
Nehlsen GmbH&Co.KG), 20% werden für den Sperrmüll aufgewendet. Für die 
Straßenreinigung werden 15 Mio.€ von insgesamt 15,5 Mio. € ebenfalls an den 
Nehlsen Konzern gezahlt. 

(3) Für den Rückkauf der mit  der Privatisierung verkauften Gesellschaften gibt es keine 
Endschaftsregelungen, mögliche Rückkäufe von Vermögensgegenständen sind zu 
verhandeln. Neuinvestitionen können unter Beachtung der Haushaltsnotlagesituation 
über Kreditaufnahmen finanziert werden, weil der Abfall- und 
Straßenreinigungsbereich gemeinsam betrachtet zu über 50% aus 
Gebühreneinnahmen finanziert wird.  

(4) Ein Überleitungstarifvertrag sieht die Rückkehr des überlassenen Personals nur im 
Insolvenzfall des privaten Dritten (ENO) vor. Zur Zeit arbeiten ca. 345 Beschäftigte 
bei der ENO, davon scheiden bis Juni 2018 44 aus dem Dienst aus. Alle 
Beschäftigten werden nach dem TVöD bezahlt. 

(5) Es wurden als mögliche Varianten für die Organisation von Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung die Fremdvergabe, eine GmbH-Lösung mit städtischer 
Minderheitsbeteiligung und die Anstalt des öffentlichen Rechts als kommunales 
Unternehmen geprüft. Als wesentliche Prüfkriterien wurden identifiziert und bewertet: 
soziale, wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit, Rückkehrerproblematik, 
Haushaltsfragen aufgrund von Investitionen und Personalaufbau, personelle und 
sächliche Synergieeffekte, Managementaspekte und Formen von Bürgerpartizipation. 
Im Ergebnis ist bei Betrachtung aller Prüfkriterien die Einrichtung einer Anstalt 
öffentlichen Rechts die deutlich beste Variante zur Organisation der bremischen 
Abfallwirtschaft und Straßenreinigung.  

(6) Nach Expertenschätzung werden für die bremische Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung 590 MitarbeiterInnen benötigt, davon 100 in der Verwaltung. Die 
Einrichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts erfordert einen Neueinstellungsbedarf 
bei Übernahme aller operativen Aufgaben von 150 Beschäftigten im gewerblichen 
Bereich, die nach TVöD zu bezahlen sind. Die dadurch entstehenden Mehrkosten in 
Form der Differenz aus den Tarifen des öffentlichen Dienstes und den privaten 
Tarifen beträgt ca. 1,3 Mio.€.   

(7) Zur Zeit sind die Gebühren angesichts eines privaten Betreibers mit MWSt belastet. 
Außerdem ist eine Betreiberrendite in die Gebühren eingepreist. Die Mehrkosten für 
das Personal können durch den Wegfall von MWSt und die Betreiberrendite 
überkompensiert werden. Eine Gebührenerhöhung bei wieder kommunaler 
Aufgabenerledigung ist deshalb nicht erforderlich.  
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(8) Für die Abschätzung der finanzwirtschaftlichen Realisierbarkeit wurde ein 
Investitionsvolumen für Neuanschaffungen zwischen 40 und 54 Mio.€ errechnet. 
Dieser Betrag setzt sich wesentlich aus der Anschaffung von Fahrzeugen und 
Betriebshöfen zusammen. 

(9) Von Seiten der Behörde sind die erforderlichen strategischen Entscheidungen für die 
zukünftige Organisation der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 
zeitnah zu treffen. Es sind Verhandlungen über die Personalüberleitung zu führen 
und anhand von Stellenbedarfsberechnungen der exakte Personalbedarf zu planen. 
Ein Bedarfsplan für Investitionen ist zu erstellen und mögliche Verhandlungen zur 
Übernahme von Sachanlagen sind einzuleiten. Einzelprüfaufträge zu Formen von 
Bürgerbeteiligung, öffentlichem Engagement im Bereich der Weiterverarbeitung, die 
Einbindung gemeinnütziger Träger in Recycling und Straßenreinigung, die 
Weiterentwicklung des Sperrmüllservice und die Lösung für eine effiziente KFZ-
Werkstatt sind zu vergeben. 

 
 
 

2. Ziel und Aufgabenstellung des Gutachtens 
 
In der bremischen Politik und Öffentlichkeit gewinnt die Diskussion um die Frage, wie nach 
Auslaufen der Verträge zur Gewährleistung der Abfallentsorgung im Jahr 2018 die künftige 
Abfallwirtschaft in Bremen organisiert werden soll, zunehmend an Bedeutung. Ein Grund 
hierfür ist die beschlossene Gebührenerhöhung für das Jahr 2014, wodurch das Thema 
Abfallwirtschaft in Bremen in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gelangte. Geplante bzw. 
gescheitete Großprojekte im Bereich von Public Private Partnership sorgen zusätzlich für 
eine kritische Beurteilung von Privatisierungen im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge.  
Aber auch personelle Konsequenzen für die betroffenen Belegschaften sorgen für die 
zunehmende öffentliche Diskussion. 
 
Untersucht werden in diesem Gutachten die Bereiche Abfallwirtschaft und Stadtreinigung, 
die administrativ beim Senator für Umwelt, Bau und Verkehr geführt werden. Das 
vorliegende Gutachten soll zu einer sachlich fundierten Diskussion über die anstehenden 
Entscheidungen auf der politischen, administrativen und rechtlichen Ebene beitragen. 
Insbesondere sind dabei die sozialen Probleme und Konsequenzen für die MitarbeiterInnen 
in der bremischen Abfallwirtschaft zu thematisieren, die sich aufgrund  möglicher 
Entwicklungsszenarien ergeben.  
 
Nach einer Beschreibung der für Bremen spezifischen Rahmenbedingungen erfolgt eine 
Analyse des Status quo in der bremischen Abfallwirtschaft und Stadtreinigung sowie eine 
kritische Reflexion der Privatisierung der Entsorgungsbetriebe Ende der 90er Jahre. Daran 
schließt sich eine Beschreibung möglicher Entwicklungsszenarien für die bremische 
Abfallwirtschaft und Stadtreinigung und deren Bewertung an. In einem letzten Teil wird 
hinterfragt, ob diese Szenarien unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten umsetzbar sind. Ein 
zentraler Aspekt dieser Umsetzbarkeit ist die Finanzierbarkeit unter den Bedingungen eines 
Bundeslandes in Haushaltsnotlage und der Wirksamkeit von Verwaltungsabkommen zur 
Haushaltskonsolidierung. 
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3. Ausgangslage 
 

3.1 Rahmenbedingungen 
 
Das vorliegende Gutachten befasst sich mit der Entsorgung des privaten Hausmülls und der 
Stadtreinigung in der Stadtgemeinde Bremen. Der Umgang mit privatem Hausmüll ist im 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) geregelt. Für Hausmüll besteht eine gesetzliche 
Entsorgungspflicht der Gebietskörperschaften: 
 
„Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger haben die in ihrem Gebiet angefallenen und 
überlassenen Abfälle aus privaten Haushaltungen …. zu verwerten oder ….. zu beseitigen“.1 
 
Abfallbeseitigung ist also eine Pflichtaufgabe der kommunalen Gebietskörperschaften. Der 
Gebietskörperschaft, hier die Stadtgemeinde Bremen, obliegt die Verantwortung für die 
Abfallentsorgung. Der Verantwortungsbereich des Aufgabenträgers umfasst dabei die 
öffentlich-rechtliche Verantwortung für die operative Erledigung der Aufgabe, die 
wirtschaftliche und gebührenrechtliche Verantwortung für eine effiziente und kostengünstige 
Leistungserbringung sowie die strafrechtliche Verantwortung für den Schutz der Umwelt.  
 
Abfallbeseitigung ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Öffentliche Daseinsvorsorge 
impliziert, dass der Staat für die BürgerInnen das Gemeinwohlziel zu verfolgen hat. Würde 
man diese Leistungen dem Markt ohne Eingriffsmöglichkeiten überlassen, wäre das 
Gemeinwohl gefährdet, das Gemeinwohlziel würde durch andere Ziele wie Gewinnstreben 
ersetzt werden bzw. die Leistungen würden mangels Zahlungsbereitschaft der 
Abfallerzeuger nicht erbracht (Kollektivgut). Die Inanspruchnahme von privaten 
Unternehmen zur Ausführung der Leistungsaufgaben wird dadurch jedoch nicht berührt. 
Sehr wohl ist es möglich, private Unternehmen in die Leistungserbringung zu integrieren. 
Das KrWG sieht gemäß §22 KrWG vor, dass für die Erfüllung dieser Pflichtaufgabe Dritte 
beauftragt werden können. Das folgende Schaubild zeigt die organisatorischen 
Möglichkeiten der öffentlichen Verwaltung, Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge in 
eigener Regie, kooperativ oder als Auftragsvergabe auszuführen. 

 

Leistungserfüllung in 
eigener Regie 

 
-Betriebe mit/ohne 
eigene Rechts-
persönlichkeit 

Kooperative 
Leistungserfüllung 

 
- mit anderen Kommunen 
- mit privaten Unternehmen 

Beauftragung Dritter 
 

- Kommunen 
- private Unternehmen 

Organisation der öffentlichen Daseinsvorsorge 

Abb. 1: Organisationsvarianten der öffentlichen Daseinsvorsorge 
Quelle: eigene Darstellung 
  
 
Von der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit einer Übertragung von Aufgaben auf Dritte hat 
die Stadtgemeinde Bremen in den 90er Jahren Gebrauch gemacht und in Teilschritten die 
Abfallwirtschaft privatisiert. Damit ist Bremen die einzige Großstadt mit über 500.000  
 

 
1 § 20 KrWG  
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Einwohnern, die die Abfallwirtschaft weitestgehend privatisiert hat. Die Kontrolle und 
Überwachung blieb aber als Pflichtaufgabe bei der Stadtgemeinde.  
 
Der Bereich der Straßenreinigung ist wie die Abfallbeseitigung eine Aufgabe der öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Die operative Ausführung dieser Aufgabe kann ebenfalls auf Dritte 
übertragen werden. Die Rechtsgrundlagen für die Straßenreinigung ergeben sich aus den 
Landesstraßengesetzen. Hiernach sind Straßen innerhalb geschlossener Ortschaften von 
den Gemeinden zu reinigen. Diese Pflicht kann von den Gemeinden auf die Eigentümer der 
jeweiligen Grundstücke übertragen werden. 
 
Der rechtliche Rahmen für den Umgang mit Abfall und auch die Konzepte für die 
Abfallentsorgung haben sich seit der Privatisierung der bremischen Abfallwirtschaft geändert 
(u.a. Verwertungspriorität). Erfolgte Änderungen wurden durch eine Anpassung der 
geschlossenen Leistungsverträge an die aktuellen Bedarfe berücksichtigt. Das 
Abfallwirtschaftskonzept für die Jahre 2018ff muss den zukunftsorientierten Anforderungen 
an eine wirtschaftliche, ökologische und sozial verträgliche Entsorgung genügen. 
Abfallkonzepte, die 1998 bei der Privatisierung Gültigkeit hatten, können nach Auslaufen der 
Leistungsverträge nicht einfach prolongiert werden und sind entsprechend anzupassen. So 
ist z.B. die Frage der Wertstofferfassung und -verwertung zu integrieren. 
 
Die Stadtgemeinde Bremen hat nach Angaben des Statistischen Landesamtes 2012 
insgesamt ca. 546.000 Einwohner. Wegen des in den letzten Jahren beobachtbaren 
Einwohnerzuwachses sollte für ca. 550.000 Einwohner geplant werden. 450.000 Einwohner 
wohnen in Bremen-Stadt, 100.000 in Bremen-Nord. Bremen-Nord ist ein Stadtbezirk von 
Bremen, wird hier aufgrund der abfallspezifischen Besonderheiten aber separat behandelt 
(vgl. Pkt. 3.2). Die Einwohner verteilen sich auf rund 306.000 Haushalte, wovon sich ca. 
50.000 Haushalte in Bremen-Nord, der Rest in Bremen-Stadt befindet. Bremen verfügt über 
einen hohen Anteil an Einpersonen-Haushalten, ungefähr die Hälfte aller Haushalte werden 
durch eine Person bewohnt. 
 
In Bremen gab es im Bereich Hausmüll im Jahr 2012 ein Abfallaufkommen von ca. 216.000 
Mg (1Mg=1t), das sich wie folgt auf die einzelnen Abfallbereiche verteilt: 
 
 
Hausmüll 
 

2012 in Mg 

Restabfall 91773 
Papier und Pappe 32379 
Gartenabfall 29321 
Sperrmüll 22914 
Bioabfall 22209 
Bauabfall 11422 
Textilien  2484 
Elektrogeräte  1260 
Metalle  2572 
Schadstoffe   101 
  
Abb. 2: Hausmüllaufkommen 2012 in Mg (=t) 
Quelle: eigene Darstellung; Prüfungsbericht Jahresabschluss 2012 SV Abfall 
 
Die Entsorgung von privatem Restabfall, Papier und Pappe sowie Biomüll erfolgt durch eine 
vierzehntätige Abfuhr. Hierfür stehen den Bremer Haushalten ca. 364.000 Tonnen zur 
Verfügung, die sich im Eigentum der Stadtgemeinde Bremen und des Nehlsen-Konzerns 
befinden. Die Tonnen teilen sich wie folgt auf: 
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Abfallfraktion 
 

Bremen-Stadt 
(ENO Eigentümer) 

 

Bremen-Nord 
(Stadt Eigentümer) 

Summe 

Restmüll 160.000 33.000 193.000
Biomüll 76.000 19.000 95.000
Papier/Pappe/Karton 58.000 18.000 76.000

Summe 294.000 70.000 364.000
 
Abb. 3: Mülltonnen in Bremen, Stand 01.07.2013 
Quelle: eigene Darstellung, Zahlen vom SUBV 
 
 
Sperrmüll wird auf Anforderung abgeholt. Über dezentral platzierte Sammelcontainer werden 
Textilien u.a. gesammelt. Andere Abfälle können an den Recyclingstationen abgegeben 
werden. 
 
Die folgenden Ausführungen basieren auf diversen Materialien wie Jahresabschlüsse, 
Senatsvorlagen, Planungspapiere usw., soweit diese verfügbar und einsehbar waren. Es 
wurden diverse Gespräche mit ExpertInnen und Verantwortlichen im Bereich der 
Entsorgungswirtschaft in Bremen, aber auch darüber hinaus geführt. Außerdem wurden 
Verträge gesichtet und bewertet. Viele Daten, die für dieses Gutachten Verwendung fanden, 
können nur Ca.-Werte darstellen. Je nach Quelle differieren Daten zu einzelnen Aspekten. 
Hintergrund dafür ist u.a., dass es sich oftmals um Stichtagshebungen handelt, wobei der 
Stichtag unterschiedlich gewählt ist, oder um Durchschnitts-, Planungs-  oder Schätzwerte. 
Auch die jeweilige Sicht auf einen Aspekt führt zu unterschiedlichen Datenergebnissen. 
Insofern sind die im Folgenden genannten Daten Näherungswerte. Angesichts der in 
Bremen bestehenden Intransparenz, was die Möglichkeiten der Einsichtnahme in 
Leistungsverträge, Bilanzen und anderen einschlägigen Unterlagen angeht, mussten 
Aussagen und Darstellungen in diesem Gutachten teilweise mit Hilfe von 
Sekundärmaterialien und/oder Annahmen getroffen werden.   
 
 
 

3.2 Status quo der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 
 
Anders als alle anderen vergleichbaren Städte in Deutschland hat Bremen wie oben 
ausgeführt seine komplette Abfallwirtschaft bis auf wenige Restaufgaben, die in einem 
Eigenbetrieb, dem Umweltbetrieb Bremen (UBB), erledigt werden, privatisiert. Schon 
deshalb fällt es schwer, in der Begutachtung der bremischen Abfallwirtschaft haltbare 
Vergleiche zu anderen Städten ziehen zu können. Dies ist nur für einzelne Teilaspekte der 
Untersuchung möglich gewesen. 
 
Die ehemals kommunale Entsorgung Nord (ENO) wurde im Zuge der Privatisierung in 
mehreren Schritten an den privaten Entsorger Nehlsen verkauft und ist seitdem eine 
100%ige Tochtergesellschaft von Nehlsen. Verblieben ist nach mehreren 
Umstrukturierungen in der Kommune der Eigenbetrieb UBB und das Leistungscontrolling, 
welches direkt in der Behörde angesiedelt ist.  
 
Insgesamt wurden in Bremen für den Abfallbereich ca. 70 Leistungsverträge zur 
Beauftragung Dritter geschlossen. Diese Verträge sind genauso wenig der Öffentlichkeit 
zugänglich wie die Verträge über den Verkauf der kommunalen Abfallwirtschaft in den 90er 
Jahren.  
 
Die Leistungsverträge über die Durchführung der hoheitlichen Aufgaben im Bereich der 
Abfallbeseitigung und Stadtreinigung laufen zum 30. Juni 2018 aus. Zu diesem Zeitpunkt fällt 
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die Erledigung der Aufgaben an die Stadtgemeinde zurück, sofern diese Aufgaben nicht 
rechtzeitig ausgeschrieben und erneut an Dritte übergeben werden. Um auf der politischen 
und auf der Verwaltungsebene rechtzeitig für die erforderlichen Weichenstellungen im 
Hinblick auf die zukünftige Organisation dieser Aufgaben sorgen zu können, ist es 
erforderlich, umgehend die notwendigen Planungsschritte in die Wege zu leiten. Hierzu 
gehören insbesondere die Entwicklung geeigneter Strategien, ein schlüssiges 
Abfallwirtschaftskonzept für 2018ff sowie die rechtzeitige Vorsorge für mögliche 
Rekommunalisierungsentscheidungen. 
 
Abfallwirtschaft und Straßenreinigung sind verwaltungstechnisch im Referat 23 des Senators 
für Umwelt, Bau und Verkehr (SUBV) angesiedelt. Ein wichtiges Kriterium für die Beurteilung 
der bremischen Entsorgungswirtschaft besteht darin, dass die Abfallwirtschaft und die 
Straßenreinigung unterschiedlich organisiert sind. Die Abfallwirtschaft in Bremen wird aus 
Gebühren und die Straßenreinigung aus dem allgemeinen Steuerhaushalt finanziert. Für die 
Abfallwirtschaft besteht das „Sondervermögen kommunale Abfallentsorgung der 
Stadtgemeinde Bremen (SV Abfall)“. Die Behörde muss für das Sondervermögen Abfall 
gemäß §2a (1) des Ortsgesetzes über die Entsorgung von Abfällen in der Stadtgemeinde 
Bremen Jahresabschlüsse vorlegen und diese prüfen lassen. Die Prüfberichte vermitteln 
einen grundlegenden Eindruck über die wirtschaftliche Situation des Abfallbereiches.  
 
Die Straßenreinigung wird bis heute nicht aus Gebühren, sondern aus Steuermitteln 
finanziert. Mit Blick auf die in Bremen vorhandene Schuldenbremse bedeutet dies, dass 
Investitionen im Sondervermögen Abfall möglich sind, weil sie über Gebühren finanziert 
werden und sofern sie kostendeckend über die Gebühren refinanziert werden können. Im 
Gegensatz hierzu sind investive Maßnahmen im Bereich Straßenreinigung nicht möglich, 
weil eine Gebührenfinanzierung der Straßenreinigung in Bremen bis heute nicht gegeben ist. 
Die Finanzierung der Straßenreinigung ist in dieser Hinsicht als nachteilig zu beurteilen. Die 
zur Verfügung stehenden Steuermittel sind Teil des allgemeinen Sondervermögens (ASV), 
das über ein Gesamtvolumen von ca. 50 Mio.€ verfügt. In anderen Kommunen ist die 
Straßenreinigung meist gebührenfinanziert wie die Abfallwirtschaft. Zur Zeit gibt es in 
Bremen angesichts der angespannten Haushaltslage Überlegungen, die Steuerfinanzierung 
abzulösen durch eine Gebührenfinanzierung und/oder die Kosten für die Straßenreinigung 
durch einen Aufschlag bei der Grundsteuer abzudecken.  
 
Ein erster Schritt in Richtung Gebührenfinanzierung wurde durch den SUBV bereits 
vollzogen. Die Aufgabe der Leerung öffentlicher Abfallbehälter – bislang ein Teil der 
Aufgaben im Rahmen der Straßenreinigung - wurde an das SV Abfall abgegeben und das 
operative Geschäft an die ENO übertragen (Auftragswert ca. 1,5 Mio. €). Dies ist ein weiterer  
Grund dafür, dass die Abfallgebühren zum Beginn des Jahres 2014 steigen. Es handelt sich 
um eine  indirekte und weitgehend in der Öffentlichkeit undiskutierte Umschichtung von 
Teilen der steuerfinanzierten Straßenreinigung hin zur Gebührenfinanzierung. Welche 
anderen Gründe zum prognostizierten Anstieg der Ausgaben im SV Abfall bis 2017 führen,  
lässt sich auf Grund der nicht vollständig einsehbaren Leistungsverträge nicht beantworten, 
es war auch nicht Auftrag dieses Gutachtens, diese Frage zu klären. 
 
Eine weitere Besonderheit in Bremen ist die Aufteilung der Stadtgemeinde in einen Teil 
Bremen-Stadt (ca. 450.000 Einwohner) und einen weiteren Teil Bremen-Nord (ca. 100.000 
Einwohner), wobei der Fluss Lesum die imaginäre Grenze zwischen diesen beiden Teilen 
markiert. Diese Besonderheit sollte im neuen Abfallwirtschaftskonzept aufgegriffen und 
adäquat gewürdigt werden.  
 
Anders als in Bremen-Stadt ist die Abfallentsorgung in Bremen-Nord an den privaten 
Entsorger Nehlsen GmbH&Co KG vergeben. Die Straßenreinigung wird von dem nach der 
Privatisierung verbliebenen Eigenbetrieb der Stadt, dem Umweltbetrieb Bremen (UBB), 
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durchgeführt. In Bremen-Stadt wird die Abfallwirtschaft und Straßenreinigung von der ENO 
erledigt, wobei die Leistungsverträge mit der ENO vorsehen, dass eine 
Unterauftragsvergabe an einen geeigneten Dritten durch die ENO möglich ist. Das erklärt, 
warum die ENO in Bremen-Stadt einige Quartiere nicht mehr selbst bedient, sondern diese 
Aufgabe an die Muttergesellschaft übertragen konnte („Links der Weser“ u.a.). In der Folge 
werden immer mehr Quartiere in Bremen nicht von Beschäftigten bedient, die nach TVöD 
bezahlt werden, sondern nach deutlich niedrigeren Tarifen von Nehlsen. Die Tatsache, dass 
Beschäftigte mit unterschiedlichen Arbeitsentgelten dieselbe Arbeit machen, ist also eine 
Folge schlecht ausgehandelter Leistungsverträge, in denen die Stadt eine 
Unterauftragsvergabe an Billiglohnanbieter hätte verhindern müssen.    
 
 
Gewerk Beauftragter Bremen-Nord 

 
Beauftragter Bremen-Stadt 

Abfallwirtschaft Nehlsen ENO u.a. 
Straßenreinigung UBB ENO 
 
Abb. 4: Verteilung der Gewerke bezogen auf die Stadtgebiete  
Quelle: eigene Darstellung 
 
 
Im Folgenden ist zu klären, um welche Teilleistungen es sich bei der Frage der zukünftigen 
Abfallentsorgung und Stadtreinigung im Einzelnen handelt. Weiterhin ist festzustellen, wie 
die Erfüllung dieser Teilleistungen zur Zeit organisiert wird und welche Kosten damit 
verbunden sind.  
 
Die folgende Grafik verdeutlicht die organisatorische Struktur der bremischen Abfallwirtschaft 
und Stadtreinigung mit ihren wesentlichen Geldströmen. 
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Abb. 5: Struktur und wesentliche Geldflüsse der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Die Leitung des Referats 23 des SUBV (Kreislauf- und Abfallwirtschaft, Leitstelle Saubere 
Stadt) ist auf der fünften Hierachiestufe der Behörde angesiedelt. Darunter befinden sich auf 
der sechsten Hierachiestufe die Kommunale Abfallwirtschaft und die Leitstelle Saubere 
Stadt.2 Beide Bereiche sind für Planungs-, Koordinierungs- und Controllingaufgaben 
zuständig. Der Eigenbetrieb UBB ist direkt dem SUBV zugeordnet. Im Bereich Kommunale 
Abfallwirtschaft wird das SV Abfall verwaltet und das Leistungscontrolling durchgeführt. Aus 
dem Gebührenhaushalt des SV Abfall fliessen aktuell ca. 6 Mio € an den UBB und 49 Mio € 
an die beauftragten privaten Entsorger. Der UBB ist sowohl für die kommunale 
Abfallwirtschaft als auch für die Leitstelle Saubere Stadt tätig.  
 
Die Leistungsverträge beinhalten für die beiden Aufgabenbereiche Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung ein Volumen von ca. 70 Mio €. Sie wurden überwiegend mit Nehlsen, der 
ENO und der Kompostierung Nord –KNO- geschlossen. Ca. 50 Mio € beträgt das 
Gesamtvolumen für Abfallentsorgung und Straßenreinigung der Nehlsen-Verträge. Der Rest 
verteilt sich auf die SWB (insbesondere Verbrennung), den UBB mit ca. 6,5 Mio € und einige 
kleinere private Dritte, die Recycling-Stationen betreiben. 
 
Die Aufgabensplittung zwischen Bremen-Stadt und Bremen-Nord wird anhand der 
Abbildungen 4 und 5 deutlich. Während z.B. die Straßenreinigung in Bremen-Nord vom UBB 
durchgeführt wird, ist in Bremen–Stadt die ENO dafür zuständig. In Bremen-Nord hält 

 
2 Für dieses Gutachten nicht relevant aber erwähnenswert ist, dass aufgrund der tiefen Hierachie in der Behörde 
kurze Wege und direkte Informationen bei Entscheidungsvorbereitungen von der Verwaltungs- zur politischen 
Ebene stark erschwert sind.  
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Nehlsen direkt die Verträge für die Müllabfuhr, in Bremen-Stadt ist es die ENO. Mögliche 
Synergien werden so auf zwei Ebenen unmöglich. Zum einen können Synergien bestehen 
zwischen einzelnen Aufgaben wie z.B. dem Winterdienst und der Grünpflege (Nutzung von 
Ressourcen u.a.). Zur Zeit ist die ENO in Bremen-Stadt für den Winterdienst zuständig, der 
UBB für die Grünpflege. Würden beide Aufgaben in einer Hand liegen, könnten z.B. 
personelle Ressourcen und Gerätschaften für beide Aufgaben eingesetzt werden. Solche 
Synergieeffekte werden in anderen Städten genutzt.3 Zum anderen erscheint es aus 
Synergiegründen sinnvoll, in Bremen-Nord und Bremen-Stadt bestimmte Aufgaben durch nur 
einen Auftragnehmer erledigen zu lassen. Diese Frage im Einzelnen zu beleuchten, ist aber 
nicht Aufgabe dieses Gutachtens.. Die gern genutzte Begründung für diesen Zustand, in 
Bremen-Nord laufe vieles anders als in Bremen-Stadt, reicht aber sicher nicht für das 
unreflektierte Beibehalten dieser Lösung. Wichtig ist dieser Aspekt hinsichtlich der 
Entwicklung von Szenarien für die Jahre 2018ff. Tragfähige Lösungen müssen über das 
neue Abfallwirtschaftskonzept dargestellt werden. 
 
Wie die Abbildung 6 zeigt, bestehen die Aufgabenbereiche in der Abfallwirtschaft aus 
diversen Teilleistungen. Die nachstehende Übersicht zeigt die einzelnen Teilleistungen im 
Bereich Abfall und die jeweiligen Quantitäten in Euro.  
 
 

Sondervermögen Abfall in Mio.€ gem. Wirtschaftsplan SUBV 2013 
 
Leistungsbereich 
 

ENO Nehlsen UBB swb BIR 
u.a., 
sonst. 

SUBV KNO Summe 

Geschäftsführung      0,65   0,65 
Kfm. Dienstleistungen    4,85      4,85 
Wertstoffsammelplätze 0,3 0,05 0,13  0,01    0,49 
Recyclingstationen 2,60  0,49  2,41    5,50 
Restabfall 10,49 1,29  8,60    20,38 
Sperrmüll 6,73 0,38  2,60 0,3   10.01 
Illegale Ablagerungen 0,45 0,05   0,1    0,60 
PPK 1,96 0,44   0,1    2,50 
Bioabfall 3,50 1,05     2,08  6,63 
Grünabfall 0,15 0,02 0,06    1,21  1,44 
Schadstoffe  0,48       0,48 
Bauabfälle   0,24 0,14     0,38 
Grundstücke      0,36   0,36 
HMG – WG    0,05 0,82 0,25    1,12 
Sonstige Abfälle    0,26     0,26 
Schrottautos/-räder   0,06      0,06 
Öffentl. Abfallbehälter 1,25  0,13      1,38 
         
Summe 27,43 3,76 6,01 12,42 3,17 1,01 3,29 57,09* 
 
Abb. 6: Sondervermögen Abfall  
*Zur Berechnung der Kosten des privaten Hausmülls ist der gewerbliche Hausmüll auszuklammern, so dass sich 
ein Betrag von ca. 55 Mio. für den privaten Hausmüll ergibt 
Quelle: eigene Darstellung; Daten aus dem Wirtschaftsplan 2013 des SUBV 
 
Deutlich wird, welche Positionen als relevant für die Entwicklung von Szenarien und welche 
eher unbedeutend sind. Angenommen wird hier, dass alle Teilleistungen mit einem Volumen 
von über 1 Mio € als relevant für das zukünftige Abfallwirtschaftskonzept einzustufen sind. 
Das Hauptgeschäft im Abfallbereich erfolgt beim Restmüll, dem Sperrmüll, den Bio- und 

                                                 
3 Dies war ein Ergebnis im Rahmen eines Forschungsvorhabens zu Public Private Partnership) 
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Grünabfällen und in den Recyclingstationen. Auch der Teilbereich öffentliche Abfallbehälter 
stellt einen relevanten Posten dar. Diese Posten sind bei der Entwicklung von Szenarien 
besonders zu berücksichtigen. Die Position Geschäftsführung bezieht sich auf die 
Verwaltung innerhalb der Behörde, kaufmännische Dienstleistungen beinhalten 
Personalkosten des UBB. 
 
Deutlich wird, dass der Nehlsen-Konzern weit über die Hälfte des Sondervermögens erhält, 
nämlich ca. 60% des Gesamtvolumens. Hierfür sind die Erlöse von Nehlsen mit den Erlösen 
der Töchter ENO und KNO zu addieren. Wie weitgehend die Muttergesellschaft in das 
Abfallgeschäft involviert ist, wird allerdings erst klar, wenn die bestehenden Unteraufträge 
von der ENO an Nehlsen hinzuaddiert werden. Über dieses Volumen gibt es keine 
gesicherten Erkenntnisse. Klar ist nur, dass die Muttergesellschaft wie oben dargestellt 
inzwischen einen nicht unerheblichen Teil der Abfuhrgebiete der ENO übernommen hat. 
Verengt man die Betrachtung auf den reinen Abfuhrbereich (ohne Recyclingstationen, 
Kundenberatung, Verbrennung etc.), dann wird die monopolistische Stellung des Nehlsen-
Konzerns bei der Müllabfuhr in der Stadtgemeinde Bremen deutlich. Die Einbindung des 
Nehlsen-Konzerns in die bremische Abfallwirtschaft ist aufgrund dieser Zahlen allerdings 
nicht als ungewöhnlich zu bezeichnen. Im Gegenteil ist es so, dass auf dem monopolistisch 
strukturierten Abfallmarkt immer ein Entsorger über eine monopolartige Stellung verfügt. Zu 
hinterfragen ist aber, ob es bei monopolistischen Märkten wünschenswert ist, einen privaten 
Entsorger dem kommunalen Entsorger als Monopolisten vorzuziehen. Entscheidet man sich 
für einen privaten Entsorger, ist darauf zu achten, dass der Staat vertraglich, organisatorisch 
und personell absichert, den Monopolisten angemessen kontrollieren zu können. 
 
Der Bereich der Straßenreinigung ist aufgrund der Tatsache, dass dieser aus Steuermitteln 
und ohne eigenes Sondervermögen geführt wird, weitgehend intransparent. Diese 
Intransparenz führt dazu, dass hier keine aussagefähigen Daten zur Verfügung stehen und 
nur die vergebenen Auftragsvolumina an den UBB und die ENO bekannt sind. 
 
Seit Jahren läuft die Entsorgung in Bremen für die BürgerInnen insgesamt unauffällig. Es 
gab keine nennenswerten Probleme, Umweltskandale oder ähnliches. In den Blickpunkt der 
Öffentlichkeit gelangte die Entsorgung erst vor kurzem aufgrund der angekündigten 
Gebührenerhöhung zum 01. Januar 2014. Damit einher gehen Bestrebungen auch von der 
politischen Seite, die Frage einer möglichen Rekommunalisierung der bremischen 
Entsorgungswirtschaft zu diskutieren und in die Öffentlichkeit zu tragen mit der Ziel, für eine 
Rekommunalisierung eine breite Mehrheit in Politik, Verwaltung und der Öffentlichkeit zu 
bewirken. Befördert und begünstigt wird diese Situation u.a. dadurch, dass es in den letzten 
Monaten bereits eine Diskussion hierüber in Bezug auf die Rekommunalisierung der 
Stromnetze gegeben hat. Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit sind also für dieses Thema 
sensibilisiert. 
 
Die Diskussionen um die Rekommunalisierung und die erforderlichen strategischen 
Weichenstellungen müssen angesichts der auslaufenden Verträge in 2018 unverzüglich 
betrieben werden. Entscheidet sich die Politik für eine teilweise oder komplette 
Rekommunalisierung, so erfordert dies einen erheblichen zeitlichen und organisatorischen 
Vorlauf. Angesichts der in 2015 anstehenden Kommunalwahlen in Bremen sollten die 
Weichen für eine Rekommunalisierung schon in 2014 gestellt werden, da derartige politische 
Entscheidungen während des Wahlkampfes nicht wahrscheinlich sind und so die verfügbare 
Planungszeit bis 2018 für eine Neuorientierung der Abfallwirtschaft zu kurz werden würde.  
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3.3 Personelle Situation  
 
Aufgrund der weitgehenden Privatisierung der bremischen Abfallwirtschaft arbeiten von allen 
mit der Abfallwirtschaft befassten Personen nur noch wenige MitarbeiterInnen in der 
öffentlichen Verwaltung und dem Eigenbetrieb UBB. Der Großteil der MitarbeiterInnen im 
Abfallbereich arbeitet im Nehlsen-Konzern. Im Rahmen der Privatisierung wurde das 
Personal an den Nehlsen-Konzern nach § 613 a BGB übergeleitet. Die diesbezüglichen 
Leistungsverträge sehen keine Endschaftsregelungen vor, d.h., für den Zeitpunkt des 
Auslaufens der Verträge am 30.06.2018 gibt es keine Vereinbarungen darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen verkauftes Vermögen an die Stadt zurückfällt. Insofern ist zu folgern, 
dass nach Auslaufen der Verträge die Stadt nicht zur Rücknahme von 
Vermögensgegenständen verpflichtet ist, sondern gegebenenfalls darüber verhandeln kann. 
Anders verhält es sich mit dem derzeit überlassenen Personal. Für das Personal wurde ein 
Rückkehrrecht in die öffentliche Verwaltung vertraglich festgelegt, welches vorsieht, dass die 
mit dem Verkauf überlassenen MitarbeiterInnen ein Rückkehrrecht zur Stadt haben, wenn 
die ENO in Insolvenz geht (z.B. mangels weiterer Beauftragung durch die Stadtgemeinde). 
Das bedeutet, dass die Stadt im Falle einer Insolvenz dieses Personal wieder in eigener 
Regie zu beschäftigen hat. Es handelt sich um insgesamt ca. 345 MitarbeiterInnen (Stand 
August 2013, hiervon werden ca. 45 altersbedingt bis 06.2018 ausgeschieden sein), von 
denen die meisten direkt bei der ENO beschäftigt sind. Im Falle einer Rekommunalisierung 
spielt der Aspekt des Zeitpunktes einer  Rückführung des Personals eine nicht 
unwesentliche Rolle. Zum einen müsste die Stadtgemeinde Personal per 01.07.2018 
eingestellt haben. Zum anderen wird das Personal der ENO aber nicht zu diesem Zeitpunkt 
zur Verfügung stehen, weil die Insolvenz erst nach Auslaufen der Verträge zum Tragen 
kommen würde. Es ist also bei der Erstellung von Rekommunalisierungsvarianten immer zu 
berücksichtigen, wie dieses Problem zu lösen ist. Ohne entsprechende Verhandlungen mit 
Nehlsen müssten die ENO-Beschäftigten neue Arbeitsverträge von der Stadt erhalten und 
dann ihre Verträge mit Nehlsen kündigen. 
 
Hauptarbeitgeber für den Abfallbereich im Nehlsen-Konzern ist die ENO mit ca. 345 
MitarbeiterInnen (Stand August 2013, Angestellte und Arbeiter). Davon werden im Jahre 
2018 voraussichtlich noch knapp 300 MitarbeiterInnen für die ENO tätig sein. Ca. 35 
MitarbeiterInnen wurden der KNO und der KTEC überlassen. Außerdem sind 
MitarbeiterInnen von der Muttergesellschaft Nehlsen im Abfallbereich tätig. Geschätzt sollen 
80 Nehlsen-MitarbeiterInnen (gewerblich und nicht-gewerblich) im Rahmen von 
Unteraufträgen für die Erledigung von ENO-Aufgaben arbeiten. So hat Nehlsen z.B. mehrere 
Stadtbereiche in Bremen von der ENO für die Einsammlung von Rest- und Biomüll 
übernommen. Außerdem beschäftigt Nehlsen MitarbeiterInnen für die Abfuhr in Bremen-
Nord.  
 
Die ENO-MitarbeiterInnen sind langjährig beschäftigt und befinden sich in der letzten 
Gehaltsstufe des TVöD. Die Nehlsen-MitarbeiterInnen werden schlechter entlohnt, ihr Lohn 
liegt deutlich unter dem Lohn der ENO-MitarbeiterInnen. Diese Tatsache führt dazu, dass 
Nehlsen deshalb immer mehr Aufgaben der ENO übernimmt statt in der tariflich geschützten 
ENO neues Personal einzustellen. Verrentete MitarbeiterInnen werden in der ENO nicht 
ersetzt, was zu einem sehr hohen Durchschnittsalter in der Belegschaft führt. Angesichts der 
schweren körperlichen Arbeiten, die in der ENO zu erledigen sind, ist dies eine unglückliche, 
aber offensichtlich gewollte Konstellation. Perspektivisch ist zu erwarten, dass diese 
Beschäftigten – ob bei Nehlsen oder wieder bei der Verwaltung – vermehrt in anderen 
Bereichen als der Müllabfuhr eingesetzt werden müssen, z.B. in den Recyclingstationen 
(soweit nicht privatisiert an andere Dritte) oder in der Straßenreinigung. Bei einer 
Rekommunalisierung wären entsprechende Personalmaßnahmen zu treffen. 
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Im UBB arbeiten für die Bereiche Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 42 gewerbliche 
Beschäftigte und geschätzt ca. 60 (von insgesamt 186) Verwaltungskräfte in den Bereichen 
Allgemeine Verwaltung, Kundenbetreuung usw. Außerdem müssen die mit der 
Abfallwirtschaft befassten VerwaltungsmitarbeiterInnen in der Behörde hinzugerechnet 
werden. 
 
In einem kommunalen Betrieb wären alle Beschäftigten nach TVöD zu bezahlen. Da es dann 
auch zu Neueinstellungen kommen würde und diese überwiegend jünger sein werden als die 
Belegschaft der ENO, wird das Durchschnittsgehalt der kommunal Beschäftigten deutlich 
unter dem der ENO-MitarbeiterInnen liegen. Neueingestellte werden in die Stufen 1f des 
TVöD eingruppiert und nicht in die Stufe 6, wie es derzeit bei der ENO der Fall ist. 
 
Neben den quantitativen Daten spielt für die Beurteilung der Personalsituation auch die 
qualitative Komponente eine Rolle, also die Fähigkeiten und Kompetenzen, die das 
vorhandene Personal mitbringt bzw. neues Personal mitbringen muss. Grundsätzlich lässt 
sich vermuten, dass es im Arbeiterbereich keine Probleme diesbezüglich geben wird. Was 
zur Zeit fehlt, sind adäquate Managementkompetenzen. Nach der Privatisierung wurde nicht 
mehr für entsprechenden kompetenten Nachwuchs gesorgt, der in der Lage ist, zukünftig 
einen kommunalen Betrieb zu managen. Deshalb muss bei einer Entscheidung zugunsten 
einer Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft Managementpersonal rekrutiert werden, das 
sich explizit mit dem Bereich Abfallwirtschaft auskennt und über entsprechende Erfahrungen 
verfügt. Abfallwirtschaft unterliegt deutlich anderen Bedingungen als z.B. die 
Abwasserwirtschaft oder die Energieversorgung, so dass geeignetes Personal mit 
spezifischem Fachwissen zu suchen ist. 
 
 
 

4. Privatisierungserfahrungen 
 
Um die richtigen Entscheidungen und Weichenstellungen für 2018 stellen zu können, ist es 
angeraten, sich über die Vor- und Nachteile der durchgeführten Privatisierung im Klaren zu 
sein, um aus alten Fehlern zu lernen und diese bei zukünftigen Abfallwirtschaftsstrategien zu 
vermeiden. Es soll an dieser Stelle keine weitergehende Reflexion erfolgen, sondern 
lediglich zusammenfassend einige Kernpunkte dargestellt werden, die später  bei der 
Entwicklung von Szenarien aufgegriffen werden sollen:4  
 

 Die Privatisierung war aus Sicht der bremischen Finanzen unwirtschaftlich und hat 
umweltpolitische Handlungsspielräume deutlich erschwert. Die Desinvestition in Form 
der Privatisierung führte zu einmaligen Einnahmen, denen entgangene 
Eigenkapitalzinsen, Belastungen durch vom Privaten nicht übernommene Kredite, 
Kosten für Rückkehrer usw. gegenüber stehen.  

 Rationalisierungsgewinne erhielt der private Entsorger. Rationalisierungslasten 
tragen vor allem die Beschäftigten bei Nehlsen. 

 Es wurden keine vertraglichen Rahmenbedingungen für geregelte Arbeitsverhältnisse 
von Beschäftigten in den Konzerntöchtern vereinbart. Das hat u.a. zur Folge, dass 
die Entlohnung und Arbeitsbedingungen von Beschäftigten, die nicht im Zuge der 
Privatisierung an die ENO übertragen wurden und die die gleiche Arbeit erledigen wie 
die ENO-Belegschaft, schlechter sind als in der ENO. 

 
4 Für nähere Ausführungen zu diesem Thema wird verwiesen auf die Veröffentlichung des Instituts: 
Gahrmann/Mönnich/Moewes/Reinhardt u.a., Public Private Partnership, Organisationsvarianten für eine 
nachhaltigkeitsgerechte Entsorgung, Band 2: Dokumentation der Fallbeispiele, LIT-Verlag 2012, S. 99ff. 
Außerdem wird auf Anlage 1 des Gutachtens verwiesen, eine Präsentation zum Thema 
Privatisierungserfahrungen im Rahmen dieses Gutachtens, sowie auf Anlage 2, eine  Stellungnahme zur 
Privatisierungsbilanz der Nehlsen Gmbh&Co.KG 
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 Auf eine Rekommunalisierung ist der SUBV weder finanziell noch konzeptionell oder 
organisatorisch vorbereitet. Die Verkaufserlöse wurden ausschließlich für die 
Haushaltssanierung verbraucht, aber nicht als Rücklage für spätere 
Aufgabenübernahme genutzt. Durch die Aufgabe von Beteiligungen an den privaten 
Unternehmen verlor die Behörde Einblicke in die operativen Abläufe der Sammlungs- 
und Verwertungskette und somit entsprechendes Know how.  

 Die steuerlichen Rahmenbedingungen für eine wieder eigenständige 
Abfallwirtschaft/Stadtreinigung sind unverändert günstig. Es besteht keine MWSt-
Pflicht für die Kommune. 

 Die Leistungsverträge sind – wie bei der Privatisierung vereinbart – unverändert nicht 
öffentlich. Eine Einsichtnahme ergab insbesondere beim Vertrag mit swb 
weitgehende Schwärzungen. Das Informationsfreiheitsgesetz wird hierdurch 
unterlaufen. Dies führte zu einer Intransparenz der gesamten Privatisierung. Die 
Einbeziehung der BürgerInnen durch offene Information und/oder Beteiligung im 
Entscheidungsprozess blieb aus. 

 
Die dargestellte Analyse zur bremischen Abfallwirtschaft und Stadtreinigung in Verbindung 
mit den skizzierten Privatisierungserfahrungen bilden die Grundlage für die folgenden 
Ausführungen. Es werden zunächst die relevanten Aspekte für die Weichenstellungen in 
2018 diskutiert und darauf aufbauend mögliche Szenarien für die zukünftige Abfallwirtschaft 
und Stadtreinigung in Bremen entwickelt. Daran schließt sich eine kurze Machbarkeitsstudie 
an, die zeigen soll, ob eine Rekommunalisierung rechnerisch möglich ist. 
 
  
 

5. Organisationsvarianten 
5.1 Variantenauswahl 

 
Die Abfallentsorgung kann in unterschiedlichen Organisationsformen erfolgen, wobei die 
Kommune in der Wahl der Gestaltungsform weitgehend frei ist. Privatisiert werden kann 
dabei nur die operative Erfüllung der Aufgabe, die Funktion des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers (ÖRE) bleibt in jedem Fall bei der Stadtgemeinde. Private Dritte können 
mit der Erledigung einzelner Aufgaben betraut werden. Die Spannbreite der möglichen 
Organisationsformen reicht vom Regiebetrieb auf der einen bis hin zum vollständig 
privatisierten Betrieb auf der anderen Seite. Abhängig vom Grad der operativen 
Verantwortung und der Vertragslaufzeit ergeben sich unterschiedliche Lösungen: 
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Abb. 7: Mögliche Organisationslösungen                    
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, Wasserleitfaden, Berlin  2005, S. 71 
 
 
Die politische Diskussion in der Stadtgemeinde Bremen konzentriert sich auf drei mögliche 
Organisationsvarianten, nämlich 
 
-      Fremdvergabe (z.B. Betreibermodell) 
-      Gemischtwirtschaftliche GmbH mit einer öffentlichen Minderheitsbeteiligung  
       (z.B. Kooperationsmodell) 
-      kommunale Lösung (Anstalt öffentlichen Rechts/Eigenbetrieb) 
 
Diese drei Varianten sind deshalb auch Gegenstand der folgenden Diskussion zur Frage, 
welche Organisationsform für die Stadtgemeinde Bremen nach dem Auslaufen der 
Leistungsverträge in 2018 zu favorisieren ist. 
 
Die Varianten können schematisch wie folgt dargestellt werden: 
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5.2 Kriterien zur Beurteilung der Varianten 
 
Für welche Organisationsform sich eine Gemeinde entscheidet, hängt von den durch die 
Politik zu formulierenden Zielen ab. Entscheidungskriterien ergeben sich daher nie abstrakt, 
sondern immer konkret durch die politischen Akteure. 1998 standen andere Gesichtspunkte 
als heute im Vordergrund. Damals wurde die Privatisierung danach beurteilt, welche 
Zuführungen an den allgemeinen Haushalt durch die Verkäufe zu erwirtschaften seien. 2018 
lassen sich solche Haushaltseinnahmen durch eine Privatisierung nicht mehr erzielen. 
Stattdessen stehen andere Aspekte im Mittelpunkt der öffentlichen und politischen 
Diskussion. Hieraus und aus den mit Experten geführten Gesprächen sowie den gesichteten 
Unterlagen lassen sich neun Beurteilungskriterien benennen, die eine sinnvolle 
Auseinandersetzung mit den oben genannten Organisationsvarianten ermöglichen: 
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Ökologische Nachhaltigkeit: Durch das neue KrWG soll die Vermeidung, Wiederverwendung 
und das Recycling stärker in den Blickpunkt der Abfallwirtschaft gerückt werden. Die 
Restmengen, die sich nicht verwerten lassen, müssen schadlos beseitigt werden. Die 
Abfallmengen sollen reduziert und dem Wirtschaftskreislauf soweit als möglich wieder 
zugeführt werden. 
 
Wirtschaftliche Nachhaltigkeit/Steuern: Für die Stadtgemeinde ist die kostengünstige 
effiziente Leistungserbringung unabdingbar. Gebührensteigerungen für private Verbraucher 
und das Gewerbe sind zu vermeiden, Steuerfragen zu berücksichtigen. 
 
Soziale Nachhaltigkeit: Eine wesentliche Erfahrung aus der Übertragung der Abfallwirtschaft 
auf die ENO und Nehlsen war der zunehmende Druck auf Löhne und Arbeitsbedingungen. 
Es gibt Lohnunterschiede zwischen den Tarifen des öffentlichen Dienstes und den Löhnen 
der privaten Entsorgungswirtschaft.  
 
Rückkehrerproblematik: Das vorhandene Personal bei der ENO hat im Insolvenzfall der ENO 
einen Anspruch auf Rückkehr in den öffentlichen Dienst der Stadtgemeinde. Das Personal ist 
nicht verpflichtet, nach einer Rückführung erneut Überleitungsverträge im Falle einer 
Fremdvergabe zu unterschreiben. Dies muss bei allen Lösungsvarianten berücksichtigt 
werden. 
 
Haushaltsbelastung und Investitionen: Bremen besitzt einen notleidenden Haushalt. Jede 
fremdfinanzierte Investition ist daher angesichts weiterer Haushaltsbelastungen kritisch zu 
betrachten. 
 
Personalaufbau: Ein weiterer Personalaufbau ist nur dann möglich, wenn die Zusatzkosten 
durch zusätzliche Einnahmen ausgeglichen werden. Personalaufbau impliziert im 
öffentlichen Dienst eine langfristige Bindung. Eine Rekommunalisierung muss von daher 
Langfristcharakter haben (>20 Jahre).  
 
Synergien: Bisher gibt es keine Synergien zwischen dem Abfallentsorgungsbereich auf der 
einen und dem Winterdienst/der Straßenreinigung auf der anderen Seite. Dies muss 
verbessert werden, was auch für die Aufgabenerfüllung in Bremen-Stadt und Bremen-Nord 
gilt.  
 
Management: Die Führung des Abfallentsorgungsbereiches muss übersichtlich und 
funktional sein. Die komplexe Aufgabe muss als kostenrechnende Einheit möglichst 
unabhängig vom allgemeinen Haushalt erfolgen, dies erfordert weitgehende Eigenständigkeit 
und weitgehende Entscheidungsbefugnisse.   
 
 
Bürgerbeteiligung: Bürgerschaftliches Engagement in der Abfallwirtschaft gewinnt durch 
verstärktes Recycling an Bedeutung. Die Aufgaben des Staates nehmen in der Breite zu, die 
Verwaltung ist nicht mehr in der Lage, alle Ziele der Stadtreinigung und Abfallwirtschaft ohne 
Akzeptanz und Mitwirkung der „Kunden“ zu realisieren. BürgerInnen können auch bei der 
Kontrolle des Betriebes und Weiterentwicklung des Systems wertvolle Unterstützung liefern 
(in der öffentlichen Diskussion plakativ als „Nutzung der Schwarmintelligenz“ bezeichnet). 
Außerdem wird so die Akzeptanz von Systemänderungen und -kosten bei den BürgerInnen 
erhöht. 
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5.3 Relevante Aufgabenbereiche 

 
Betrachtet wird nicht nur der 1998 privatisierte Bereich der Abfallentsorgung, sondern 
darüber hinaus die Funktion der Stadt als öffentlich – rechtlicher Entsorgungsträger (ÖRE) 
und die Bereiche der Straßenreinigung und des Winterdienstes. Insgesamt ergeben sich 
folgende Aufgabenbereiche der Abfallentsorgung und Straßenreinigung in Bremen: 
 

Hoheitliche Tätigkeit Funktion des ÖRE 
Managementaufgaben 
Gebührenerhebung 

Bisher kommunal 
erbrachte Leistungen 

Bereiche mit Kundenkontakt 
Beratung 
Öffentlichkeitsarbeit 
Umweltbildung und Pressearbeit  
 
Betriebswirtschaftliche und kaufmännische Aufgaben 
Kosten und Erlösplanung 
Gebührenbedarfsberechnung 
Debitoren – und Kreditorenbuchhaltung 
Finanzcontrolling und Risikomanagement 
 
Verwaltungsaufgaben 
Gebührenfestsetzung  
Gebühreninkasso 
Abfallgefäßverwaltung und Sonderleistungen 

Leistungen mit starkem 
Kundenkontakt 

Betrieb der Recyclingstationen 
Betrieb der Recyclinghöfe 
Transport von Recyclinggut 
 
Bewirtschaftung der Abfallgefäße 
Verfügung über Abfallgefäße 
Transport der Abfallgefäße 

Nachsorge Deponiebetrieb 
Energieerzeugung Biogasanlage 
Logistikaufgaben Transport von sämtlichen Abfallarten, insb. 

Restabfall 
Bioabfall 
Papier 
Sperrmüll 
Textilien 
Abfuhr Recycling und schadstoffhaltigen Abfällen 
Logistik unzulässige Abfallablagerungen, Altautos, 
Schrotträder 
Logistik öffentliche Abfallbehälter 

Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen 

Sämtliche Verfahren, insb. 
Verbrennung SWB 
Kompostierung 
Sortierung 

Straßenreinigung Sämtliche Aufgaben 
Reinigung 
Winterdienst 

 
 
Nicht alle dieser Aufgabenbereiche können im Rahmen des Gutachtens berücksichtigt 
werden, es sind auch nicht alle im Hinblick auf die angestrebte Organisationsform 
gleichermaßen umstritten. Unter Berücksichtigung aller relevanten Aspekte ergibt sich, dass 
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für den Variantenvergleich nur Leistungen mit starkem Kundenkontakt und der 
Logistikbereich bedeutsam sind:   
 

Hoheitliche Tätigkeit Die Funktion des ÖRE kann nicht privatisiert werden. Von 
daher müssen auch keine Varianten untersucht werden, bei 
denen ein privater Dritter diesen Bereich übernimmt. Der 
ÖRE kann von einer Funktionseinheit der Stadt oder vom 
Eigenbetrieb wahrgenommen werden. Falls die Variante 
AÖR bevorzugt wird, müsste geprüft werden, ob die ÖRE 
Funktion dorthin übertragen werden kann.  
 

Bisher kommunal erbrachte 
Leistungen 

Die bisher kommunal erbrachten Leistungen könnten 
zumindest teilweise auf private Dritte übertragen werden. 
Es gibt jedoch keine ernsthafte Diskussion hierüber, so 
dass diese Tätigkeiten im Rahmen des Variantenvergleichs 
nicht gesondert untersucht werden.  
 

Leistungen mit starkem 
Kundenkontakt, insbesondere 
Recyclingstationen 

Die Leistungen mit starkem Kundenkontakt, sind bisher zu 
großen Teilen durch Fremdfirmen erbracht worden. 
Insbesondere die Zukunft der Recyclingstationen und die 
Bewirtschaftung und Verfügungsgewalt über die Müllgefäße 
stehen auf dem Prüfstand. Dieser Bereich ist daher 
Gegenstand des Variantenvergleichs.  
 

Nachsorge Die Nachsorge der Deponie ist kommunale Aufgabe. 
 

Energieerzeugung Der Betrieb einer Biogasanlage ist gesondert zu prüfen.  
 

Logistikaufgaben Die Organisation des Logistikbereiches ist Kernstück der 
Diskussion. Es ist strittig, ob die Stadt bereit und in der 
Lage ist, dieses Aufgabenfeld kommunal zu organisieren. 
Die Problematik wird insbesondere durch die Verwendung 
der sog. Rückkehrer beeinflusst. Für dieses Aufgabenfeld 
sind Lösungen zu finden, hierfür wird der 
Variantenvergleich erstellt.  
 

Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen 

Die Verwertung und Beseitigung der Abfälle kann die Stadt 
nicht bzw. nur im Einzelfall übernehmen. Hierbei handelt es 
sich um kapitalintensive Anlagen in einem sich ständig 
verändernden und schwankenden Markt. Ein Einstieg der 
Stadt in diesen Markt ist  riskant.  Für den Bereich der 
Kompostierung sollte ein gesondertes Gutachten klären, ob 
es hinreichend Schnittmengen zu den Grünabfällen gibt, die 
eine kommunale Kompostierung rechtfertigen.  
   

Straßenreinigung Der Bereich der Straßenreinigung wird im Bremen-Nord 
vom UBB und in Bremen-Stadt von der ENO betrieben. Es 
macht Sinn diesen Bereich ab 2018 einheitlich zu 
organisieren und zu prüfen, ob  Synergien mit dem 
Abfallentsorgungsbereich möglich sind. Diese Problematik 
wird  wegen des Umfangs der notwendigen Prüfungen nicht 
im Rahmen dieser Variantenuntersuchung betrachtet. Auch 
für diese Bereiche sollten Synergien, z.B. mit sozialen 
Trägern, gesondert untersucht werden. 
.  
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6. Variantenvergleich 
 
Im Folgenden wird untersucht, welche Organisationsform (Fremdvergabe, GmbH und 
Eigenbetrieb/AÖR) für die beiden Prüfbereiche Logistik und kundennahe Dienstleistungen 
am ehesten geeignet ist, die für die zukünftige Abfallentsorgung wichtigen Kriterien  zu 
erfüllen. Dabei erfolgt die nachstehende Prüfung in der Reihenfolge der zuvor festgelegten 
neun Kriterien. 
 
Ökologische Nachhaltigkeit 
Die Bereiche Logistik und Recycling sind differenziert zu betrachten. Ein privatisierter Betrieb 
(Fremdvergabe oder GmbH) hat kein eigenes Interesse an einer hochwertigen ökologischen 
Logistik, weil sich eine Verbesserung des Produktes nicht unmittelbar in höheren Einnahmen 
auszahlt. Natürlich kann auch der Private die Qualität von Entsorgungsleistungen erhöhen, 
dies wird er aber nur dann forcieren, wenn vorher feststeht, dass diese zusätzlichen 
Anstrengungen auch vom öffentlichen Auftraggeber zusätzlich bezahlt werden. Ein 
strukturelles Interesse an der Verbesserung der Entsorgung besteht bei Privaten dagegen 
nicht. Diese Nachteile einer Fremdvergabe oder der GmbH können jedoch durch die 
Bestellung der ergänzenden Leistungen, ein strenges Vertragsmanagement sowie 
gegebenenfalls kurze Laufzeiten der Entsorgungsverträge ausgeglichen werden. Es sind für 
den Logistikbereich keine gravierenden Unterschiede zwischen den Varianten erkennbar.  
 
Leistungen mit starkem Kundenkontakt sollten dagegen kommunal organisiert sein. Es 
handelt sich um nach außen gerichtete Aufgaben, die aus strategischen Gründen selbst 
erbracht werden sollten. Nur so lässt sich die Abfallentsorgung unter ökologischen 
Gesichtspunkten fortentwickeln und den Stillstand der letzten 15 Jahre stoppen. Die Stadt 
muss jederzeit - auch im Falle einer Vergabe der Abfallogistik - über die Verwendung der 
Abfälle verfügen können. Das Stoffstrommanagement muss also in städtischer Hand sein. 
Deshalb ist es wichtig, dass die Stadt insbesondere die Recyclingstationen sowie die 
Verfügung über die Abfälle und Abfallbehälter kommunal organisiert. Eine Übertragung 
dieser Leistungen auf eine gemischtwirtschaftliche GmbH oder Dritte scheidet aus 
ökologischen Gründen aus.   
 
Soziale Nachhaltigkeit 
Sozial nachhaltig sind Strukturen, die zu erkennbar guten Arbeitsbedingungen und 
sachgerechten Löhnen führen. Aus den Erfahrungen der Privatisierung der ENO 1998 lässt 
sich nachvollziehen, dass die Vergabe an Fremdfirmen zu sinkenden Löhnen bei 
Neueinstellungen und damit zu unterschiedlichen Löhnen bei gleicher Arbeit führt. 
Mitarbeiter der Subunternehmen sind nicht mehr geschützt. Für eine 
(gemischtwirtschaftliche) GmbH gilt grundsätzlich nichts anderes. Die ENO war von 1998 bis 
zum Verkauf der restlichen Kapitalanteile durch die Stadt an Nehlsen auch eine 
gemischtwirtschaftliche GmbH. Der soziale Frieden konnte dort nie hergestellt werden, weil 
der private Anteilseigner, die nach öffentlichem Tarif bezahlten MitarbeiterInnen und die nach 
Branchentarif oder ohne Tarif bezahlten Beschäftigten in anderen Tochtergesellschaften 
(RNO) jeweils unterschiedliche Interessen verfolgen und in 15 Jahren nie zu einer 
homogenen Einheit zusammengeführt werden konnten. Jede Lösung, die zur Beschäftigung 
von unterschiedlich bezahlten MitarbeiterInnen führt, kann daher nicht nachhaltig sein. Die 
Gründung der GmbH unter (wenn dies rechtlich überhaupt möglich wäre) Einbeziehung der 
Rückkehrer scheidet aus. Wenn man den Logistikbereich und den Recyclingbereich 
privatisiert, dann kann dies daher nur an Fremdfirmen ohne Rückkehrer erfolgen mit der 
strikten Auflage soziale Standards einzuhalten. Die Gründung einer AÖR oder eines 
Eigenbetriebs ist aus sozialen Gründen dagegen unproblematisch. Hier gilt der Tarifvertrag 
des öffentlichen Dienstes, hier können die Rückkehrer integriert werden, ohne den sozialen 
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Frieden zu gefährden. Im Ergebnis kommt daher bei der Betrachtung der sozialen 
Nachhaltigkeit nur die Fremdvergabe (ohne Rückkehrer) oder die Übertragung der Logistik 
auf die AÖR oder den Eigenbetrieb (mit Rückkehrern) in Betracht. Wegen der im Vergleich 
zur Privatwirtschaft höheren Löhne und der sozialen Sicherheit der Beschäftigten ist die AÖR 
bzw. der Eigenbetrieb die Vorzugslösung. 
 
Wirtschaftliche Nachhaltigkeit 
Da private Betriebe primär an einer für sie angemessenen Eigenkapitalrendite interessiert 
und deshalb bestrebt sind, ihre Betriebskosten zu minimieren, erfolgt nach einer 
Fremdvergabe die Entsorgung tendenziell effizienter als vorher. Dies zeigt auch die von der 
ENO durchgeführte Reduzierung der Personalkosten nach der Privatisierung 1998. Wie die 
Erfahrung zeigt, spart der Private an den Gehältern. Er nutzt jede organisatorische 
Möglichkeit, Personal effizient und flexibel einzusetzen. Er kann frei vom Vergaberecht 
Teilleistungen einkaufen und so Kosten drücken. Diese Möglichkeiten hat der öffentliche 
Betrieb nicht. Er ist an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes gebunden und beim 
Einkauf an das Vergaberecht, das zwar allen Anbietern gleiche Chancen, aber auch gleiche 
Rechte gibt. Nachverhandlungen sind z.B. ausgeschlossen. Diesen strukturellen Nachteilen 
im Hinblick auf eine kostengünstige Leistungserbringung stehen Vorteile gegenüber. 
Personalkosten in einer AöR unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Je personalintensiver ein 
Betriebsteil ist, desto größer ist der Vorteil für den öffentlichen Betrieb. Unabhängig von den 
steuerlichen Vorteilen liefert eine Analyse der bereits vorgenommenen Privatisierung 1998 
wichtige Hinweise. Untersuchungen der Bilanz und Geschäftsberichte der ENO haben 
ergeben, dass sich die Sammlung der Abfälle lohnt. Aus diesem Bereich ergeben sich 
jährliche Überschüsse. Die ENO führt an Nehlsen bei einem nahezu konstanten Umsatz von 
40,00 Mio. € einen Betrag in Höhe von jeweils ca. 3 Mio. € als Gewinn ab. Hinzu kommen 
die Abschreibungen auf den Firmenwert. Der Einfluss der jetzt auslaufenden 
Firmenwertabschreibungen auf die Ertragslage wird sich erst mit dem Folgejahr im 
Jahresabschluss widerspiegeln. Die ENO erzeugt einen Cashflow von durchschnittlich ca. 5 
Mio. €. Diese Ergebnisse lassen sich allein aus den vertraglich festgelegten Aufgaben der 
Abfallentsorgung erwirtschaften. Erträge, die durch Unteraufträge im Nehlsen-Konzern 
erwirtschaftet werden, sind nicht transparent Es gibt damit deutliche Anhaltspunkte, dass 
sich das Geschäft zu bisher vereinbarten Bedingungen auch für eine GmbH oder eine AÖR 
bzw. einen Eigenbetrieb wirtschaftlich betreiben lässt und dies nicht zu einer Erhöhung der 
Kosten und Gebühren sowie einer Belastung des allgemeinen Haushaltes führen würde. 
Eine Bevorzugung einer Variante aus wirtschaftlicher Sicht lässt sich zunächst nicht 
feststellen. 
 
Wenn es von den Kosten her keine nachweisbare Vorzugslösung gibt, dann sollte geprüft 
werden, ob es strukturelle Unterschiede gibt. Bei ansonsten gleichen Kosten kann die Stadt 
für den investiven Aufwand, den sie bei der Errichtung der AöR oder eines Eigenbetriebs zu 
erbringen hat, eine angemessene Kapitalverzinsung verlangen. Dieser Betrag der 
Abfallentsorgung für den allgemeinen Haushalt rechtfertigt die Bewertung der AÖR als 
Vorzugslösung. Die gemischtwirtschaftliche GmbH als gemischtwirtschaftliche Gesellschaft 
vereinigt dagegen (strukturell) alle betriebswirtschaftlichen Nachteile: Sie ist steuerpflichtig 
und muss gegebenenfalls Löhne nach öffentlichem Tarif bezahlen, nach denen die zu 
integrierenden Rückkehrer entlohnt werden. 
 
Rückkehrerproblematik 
Es muss sichergestellt werden, dass es im Jahre 2018 einen reibungslosen Übergang zur 
neu gefundenen Organisationsform gibt. Bei der ENO, die derzeit die Sammlung durchführt, 
sind noch ca. 300 Personen beschäftigt, die nach Insolvenz der ENO einen Anspruch auf 
Wiederbeschäftigung bei der Stadt geltend machen können. Ob die ENO in Insolvenz geht, 
hängt davon ab, ob sie ab 2018 weiterhin in bisherigem Umfang von der Stadt beauftragt 
wird. Diesen Auftrag müsste sie im Wettbewerb erhalten. Dies ist unwahrscheinlich, weil die 
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ENO wegen der hohen Personalkosten voraussichtlich kein konkurrenzfähiges Angebot 
abgeben könnte. Nach Insolvenz der ENO muss die Stadt 2018  ca. 300 Beschäftige 
übernehmen. Bis zur Verrentung entstehen insgesamt ca. 100 Mio. € Lohnkosten. Die 
weitere Verwendung dieser MitarbeiterInnen ist sicherzustellen. Eine Übertragung auf 
andere Fremdfirmen oder die gemischtwirtschaftliche GmbH scheidet aus, da die 
MitarbeiterInnen und Tarifvertragsparteien wegen der Erfahrungen aus der Privatisierung 
1998 nicht zustimmen werden. Dem steht im Übrigen auch der Überleitungstarifvertrag aus 
1998 entgegen, der allen Mitarbeitern 2018 ein Rückkehrrecht einräumt. Dies schließt eine 
weitere Verwendung bei Drittfirmen ohne Zustimmung der einzelnen Arbeitnehmer aus. Vor 
diesem Hintergrund ist zu prüfen, wo die Rückkehrer eingesetzt werden können. Als 
Arbeitsfelder kommen in Betracht: 
 
Straßenreinigung, 
Winterdienst, 
Recyclingstationen und 
Logistik, 
 
sowie auch weitere Aufgaben in anderen Behörden der Stadt. Für die 
Variantenuntersuchung bedeutet dies, dass die Rückkehrerproblematik dann für eine AÖR 
oder einen Eigenbetrieb spricht, wenn es der Stadt nicht gelingt, die Mitarbeiter in den 
anderen Bereichen zu beschäftigen. Nach den uns vorliegenden Unterlagen können die 
Rückkehrer nur in den o. g. Arbeitsfeldern beschäftigt werden. Daher scheidet sowohl die 
Fremdvergabe als auch die GmbH als Lösung aus, die den Einsatz der Rückkehrer 
berücksichtigt. Nur die AÖR und der Eigenbetrieb  können die Rückkehrer aufnehmen.  
 
Haushaltsbelastung und Investitionen 
Überträgt man die Aufgabenerfüllung an Fremdfirmen ist ein städtischer Ressourcenaufbau 
nicht notwendig, im Falle einer GmbH nur im Rahmen der Beteiligung. Die Übertragung der 
Tätigkeiten auf eine AÖR oder einen Eigenbetrieb erfordert dagegen umfangreiche 
Investitionen in den Fuhrpark, die Einrichtung von Recyclingstationen usw. sowie den Aufbau 
eines Mitarbeiterstammes. Hierfür wären entsprechende Szenarien zu entwickeln und 
konkrete Planungspapiere zu erstellen. Grundsätzlich gilt aber, dass eine weitgehende 
Rekommunalisierung zu Investitionen und damit zu zusätzlichen Risiken führt, die bei einer 
Fremdvergabe nicht entstehen und bei einer GmbH mit städtischer Minderheitsbeteiligung 
zum größeren Teil vom privaten Teilhaber übernommen werden.  
 
Die potenziellen Vorteile für den städtischen Haushalt ergeben sich primär aus der 
Eigenkapitalverzinsung. Das unternehmerische Risiko ist angesichts der Finanzierung durch 
einen Gebührenhaushalt und die monopolistische Stellung als eher gering einzuschätzen. 
Zum einen bestehen in Großstädten wie Bremen schon über viele Jahre erfolgreiche 
kommunale Abfallwirtschaftsunternehmen, zum anderen ist das Bestreben zur Übernahme 
von operativen Aufgaben der Abfallwirtschaft durch Private nur dadurch zu erklären, dass 
Abfallwirtschaft grundsätzlich ein lohnendes Geschäft ist. Aus entsprechenden 
Jahresabschlüssen lassen sich Eigenkapital-Renditen im zweistelligen Bereich ersehen, 
deutlich mehr als die zu kalkulierende Eigenkapitalverzinsung für die Stadt.    
 
Personalaufbau 
Die Fremdvergabe und die gemischtwirtschaftliche GmbH führen nicht zu einem 
Personalzuwachs bei der Kommune. Daher sind diese Lösungen zunächst vorzuziehen. Die 
Übertragung der Aufgabe auf den Eigenbetrieb oder eine Anstalt erfordert die Einstellung 
von weiteren MitarbeiterInnen, was zu einer langfristigen Bindung dieser Neueinstellungen 
an die Stadt führt. Zum notwendigen Personalumfang gibt es eine Schätzung im Rahmen der 
Machbarkeitsstudie. Gleichwohl wird der Personalaufbau positiv bewertet. Die einheitliche 
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Bezahlung des Personals nach TVöD und die sich daraus ergebenen sozialen Vorteile 
(siehe soziale Nachhaltigkeit) sprechen für eine kommunale Lösung. 
 
Synergien 
Synergien mit dem Winterdienst und der Straßenreinigung lassen sich nur erbringen, wenn 
diese von derselben Organisationseinheit erbracht werden, die auch die Logistikbereiche der 
Abfallentsorgung leistet. Die Synergien sind bisher nicht untersucht worden. Eine 
Fremdvergabe der Logistik im Abfallbereich führt aber dazu, dass diese Synergien nicht 
mehr gehoben werden können. Dies spricht für die Abfallsammlung durch eine AÖR oder 
den Eigenbetrieb. 
  
Management 
Jede der drei Organisationsvarianten  hat managementbezogene  Vor– und Nachteile. Die 
Fremdvergabe ist bei kurzen Laufzeiten der Verträge eher unproblematisch. Hier lässt sich 
jederzeit nachsteuern. Die gemischtwirtschaftliche GmbH ist schwer zu steuern. Der private 
Mitgesellschafter muss im Vergabeverfahren gefunden werden. Wenn das Ziel dieser GmbH 
alleine darin liegt, die Rückkehrer zu beschäftigen, wird es – wie bei der ENO – zu Konflikten 
zwischen den städtischen Bediensteten und den neu einzustellenden Mitarbeitern kommen. 
Sollte der private Mitgesellschafter die unternehmerische Führung übernehmen, müsste die 
GmbH vertraglich verpflichtet werden, keine Tätigkeiten an Subunternehmer zu vergeben, 
um Missbrauch der sozialen Standards auszuschließen. Dies ist schwer zu kontrollieren, weil 
es dem Wettbewerbsrecht widerspricht. Wenn sich außerdem das Interesse der Stadt an der 
GmbH darauf beschränkt Rückkehrer zu beschäftigen, steht dies im Gegensatz zum 
Interesse des Mehrheitsgesellschafters an einer Gewinnmaximierung. Dieser 
Managementkonflikt spricht deutlich gegen die GmbH.   
 
Es gibt auch Unterschiede zwischen dem Eigenbetrieb und der AÖR. Weil der Eigenbetrieb 
–anders die Anstalt des öffentlichen Rechts -  keine eigene von der Kommune unabhängige 
Rechtsform besitzt und nur wirtschaftlich unabhängig arbeiten soll, sind seiner 
Eigenständigkeit enge Grenzen gesetzt. Die Betriebsleitung eines Eigenbetriebes ist dem 
Eigenbetriebsausschuss verantwortlich. Politische Einflussnahme erfolgt unmittelbar. Das 
Management hat deshalb komplexere Zielvorgaben zu erfüllen, die sich nicht nur an der 
Effizienz und Leistungssteigerung orientieren. Politisch motivierte Ziele treten zu schnell in 
den Vordergrund. Da diese wegen der politischen Prozesse nie eindeutig sind, stehen 
öffentliche Betriebe immer vor der Aufgabe, zwischen mehreren Zielen abzuwägen und 
Kompromisse zu finden. Deshalb gibt es für den Eigenbetrieb im Vergleich zur AÖR 
strukturelle Nachteile. Die AÖR vermeidet diese Nachteile, wenn sie über das 
Errichtungsgesetz so strukturiert wird, dass sie mit größerer Unabhängigkeit von Politik und 
Senatsverwaltung ihre Ziele im vorgegebenen wirtschaftlichen Rahmen verfolgen kann. Das 
Management übernimmt mehr Verantwortung, insbesondere für das Erreichen 
wirtschaftlicher Ziele. Die AöR kann dabei unabhängig davon eingerichtet werden, ob die 
Logistik dort integriert oder an Fremdfirmen vergeben wird. 
 
Bürgerbeteiligung 
Die Bürgerbeteiligung soll dazu führen, dass das Fachwissen und Engagement der von der 
Abfallentsorgung betroffenen Bürger unmittelbar in den Betrieb eingebunden wird. Es 
handelt sich bei diesem Kriterium nicht um eine Erweiterung der demokratisch gewählten 
Organe der Stadt, sondern um die partielle Einführung einer von den Nutzern selbst 
verwalteten Abfallentsorgung.  Nutzer haben ein unmittelbares Interesse an einer 
funktionierenden kostengünstigen Abfallentsorgung. Sie achten zugleich  auf die ökologische 
Fortentwicklung und auf eine effiziente Entsorgung. Der Einstieg in eine so verstandene 
Bürgerbeteiligung ist nur bei einer AÖR denkbar. Die  AÖR kann so gefasst werden, dass 
Bürger verbriefte Mitspracherechte erhalten. Die Stadt gibt Macht ab, die Nutzer der 
Einrichtung der Abfallentsorgung übernehmen näher zu bestimmende Funktionen. Die 
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Einzelheiten sind zu diskutieren. Alle anderen Lösungen (Fremdvergabe und GmbH) 
ermöglichen diese Bürgerbeteiligung nicht.  
 
Zusammengefasst ergibt sich folgender Variantenvergleich: 
 
 
  

 
 

Fremdvergabe GmbH Eigenbetrieb/ 
AöR 

Ökologische 
Nachhaltigkeit:  
 
 

Neutral Neutral Vorzugslösung 

Wirtschaftliche 
Nachhaltigkeit/ Steuern:  
 

Neutral Nachteile Vorzugslösung 

Soziale Nachhaltigkeit:   
 

Neutral Nachteile Vorzugslösung 

Rückkehrerproblematik:  
 

Nachteile Nachteile Vorzugslösung 

Haushaltbelastung und 
Investitionen  
 

Vorzugslösung Neutral Neutral 

Personalaufbau 
 

Vorzugslösung Neutral Neutral 

Synergien:  
 

Nachteile Nachteile Vorzugslösung 

Management:    
 

Vorzugslösung Nachteile Vorzugslösung  
(Priorität AöR) 
 

Bürgerbeteiligung: 
 

Nachteile Nachteile Vorzugslösung  
(Priorität AöR) 

  
Abb. 8: Variantenvergleich 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Die AöR ist die zu empfehlende  Vorzugslösung. Sie gewährleistet eine ökologische 
Weiterentwicklung der Abfallentsorgung zu sozialen Bedingungen und ist auch vom 
Management her flexibel genug, um auf wirtschaftliche Herausforderungen angemessen zu 
reagieren. Die Rückkehrerproblematik lässt sich mit der AÖR lösen. Wenn das Land möchte 
kann es Synergien mit der Straßenreinigung nutzen und die Bürgerbeteiligung ausbauen. 
 
Ungeeignet ist die GmbH, insbesondere die mit privater Mehrheitsbeteiligung (PPP-Modell). 
Diese führt zu Konflikten in der Arbeitnehmerschaft und mit dem privaten Gesellschafter, zu 
steuerlichen Mehrbelastungen und ermöglicht keine ökologische Weiterentwicklung und 
Bürgerbeteiligung. 
 
Inwieweit eine Fremdvergabe einzelner Teilleistungen sinnvoll ist, sollte die AöR 
entscheiden. Eine vollständige Fremdvergabe wird jedenfalls nicht empfohlen. Eine 
ökologische Weiterentwicklung wäre für einen langen Zeitraum ausgeschlossen, die 
Rückkehrerproblematik ungelöst. 
 
 
 



Gutachterliche Stellungnahme zur Rekommunalisierung 
der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 

 

27

 
7. Machbarkeitsstudie 

 
Die Machbarkeitsstudie beleuchtet die Rahmenbedingungen für eine mögliche 
Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft und Straßenreinigung in der Stadtgemeinde 
Bremen. Die Organisation der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung als „Bremer 
Entsorgungsagentur“ in Form einer Anstalt öffentlichen Rechts erfordert vorab eine 
detaillierte Untersuchung aller relevanten Faktoren;  besonders beleuchtet werden hier im 
Folgenden neben wirtschaftlichen Faktoren auch die rechtlichen und personellen Aspekte. 
 
 
 

7.1 Rechtliche Aspekte 
 
Die Anstalt des öffentlichen Rechts ist eine mit öffentlichen Aufgaben betraute Organisation 
und unterscheidet sich vom Eigenbetrieb dadurch, dass sie eine eigene Rechtspersönlichkeit 
darstellt. Sie ist eine juristische Person des öffentlichen Rechts und damit nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch rechtlich selbständig. Die Anstalt ist als Alternative zum 
Eigenbetrieb entwickelt worden, um den Kommunen eine öffentlich-rechtliche Konkurrenz 
zur privatrechtlichen Kapitalgesellschaft zu ermöglichen.  
 
Träger einer Anstalt kann der Bund, das Land oder – so ist es bei der Abfallentsorgung - die 
jeweils zuständige Kommune sein. Die Kompetenz zur Gesetzgebung für das kommunale 
Wirtschaftsrecht liegt bei den Bundesländern. Bei den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und 
Bremen erfolgt die Errichtung der Anstalt durch ein Gesetz, die Anstalt selbst gibt sich eine 
Satzung. Die Länder Hamburg und Berlin haben sich für eine Anstalt als Träger der 
Abfallentsorgung entschieden. 
 
Den Anstalten können öffentlich-rechtliche Aufgaben vollständig übertragen werden. Die 
Anstalt wird dann anstelle der Kommune tätig. Eine Anstalt, der die Abfallentsorgung 
übertragen wurde, kann damit die Funktion des öffentlich–rechtlichen Entsorgungsträgers 
übernehmen. Sie kann – anders als der Erfüllungsgehilfe – eine unmittelbare 
Rechtsbeziehung zum Bürger und Nutzer aufbauen. Sie ist dem Bürger gegenüber 
unmittelbar verantwortlich für eine funktionierende Abfallentsorgung, aber auch  berechtigt, 
sich die Nutzung der Anstalt durch den Bürger vergüten zu lassen. Die Entgelte können 
entweder in Form der öffentlich-rechtlichen Gebühr oder aber in Form eines privatrechtlichen 
Preises erhoben werden. Hierin liegt ein wesentlicher Unterschied zu den privatrechtlich 
organisierten Gesellschaften der Kommunen. Diese können hoheitliche Aufgaben i.d.R. nicht 
übernehmen.  
 
Das Verhältnis der Anstalt zur Kommune wird bestimmt durch die Anstaltslast und die 
Gewährträgerhaftung. Während die Kommune für einen Regie- oder Eigenbetrieb 
unmittelbar haftet, ergibt sich eine solche Haftung für die Anstalt insbesondere dann, wenn 
diese ausdrücklich im Errichtungsgesetz festgehalten wird (sogenannte 
Gewährträgerhaftung). Die Anstaltslast, d.h. die Verpflichtung des Landes, die 
Funktionsfähigkeit der Anstalt zu garantieren, kann aufgrund der bundesrechtlichen 
Verpflichtung der Kommunen zur Entsorgung der Abfälle landesrechtlich nicht geändert 
werden.  
 
Anders als ein Eigenbetrieb kann sich eine Anstalt als eigene Rechtspersönlichkeit an 
anderen Unternehmen der Abfallentsorgung beteiligen und kooperieren. Dies schafft 
Flexibilität in einem Markt, in dem private Entsorgungsträger Know-how gegebenenfalls nur 
gegen Beteiligungsrechte einbringen. 
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Die Anstalt kann vom Land Bremen durch ein Gesetz eingerichtet werden. Das Land Bremen 
entscheidet als Gewährträger auch über die Organe der Anstalt. Die Anstalt wird 
üblicherweise durch zwei Organe geleitet, 
 
einen Aufsichtsrat  
und einer Geschäftsführung bzw. einem Vorstand. 
 
Das Verhältnis des Landes zu diesen Organen kann und muss gesetzlich und 
satzungsrechtlich normiert sein. Es gibt dabei einen erheblichen Spielraum. Das Land kann 
die Organe der Anstalt mit weitgehenden unternehmerischen Freiheiten ausstatten. Dies ist 
sinnvoll, weil es der gesetzgeberischen Absicht entspricht, der Anstalt eine größere 
Selbständigkeit einzuräumen als dem Eigenbetrieb. Es ist aber auch möglich, dass 
Landesorgane – z.B. die Bürgerschaft – sich für wichtige unternehmerische Entscheidungen 
die Zustimmung vorbehalten.  
 
Das Land kann und sollte sämtliche bisher bei der Stadt liegenden Befugnisse auf diese 
Organe übertragen. Hierzu zählen nicht nur Entscheidungen für das operative Geschäft, 
sondern auch die Befugnisse, sämtliche Angelegenheiten im Verhältnis zum Nutzer der 
Abfallentsorgungseinrichtungen zu regeln, insbesondere auch die Festlegung der 
Gebührenstruktur und der Gebührenhöhe. Nicht mehr die Bürgerschaft entscheidet, sondern 
der Vorstand und Aufsichtsrat. Dem Land bleibt die Rechtsaufsicht, eine Fachaufsicht findet 
nicht statt. 
 
In Hamburg setzt sich der Aufsichtsrat aus vom Senat und den Arbeitnehmern bestimmten 
Mitgliedern zusammen (vgl. § 6 des Gesetzes über die Stadtreinigung, Zusammensetzung 
und Beschlussfassung des Aufsichtsrates): 
 
(1)Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern, darunter mindestens einem Vertreter der 
Aufsichtsbehörde als Vorsitzenden und einem Vertreter der für die Finanzen zuständigen 
Behörde, die - soweit sie nicht gemäß Absatz 2 zu wählen sind - vom Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg berufen und abberufen werden. Stellvertreter von 
Aufsichtsratsmitgliedern können nicht bestellt werden. 
(2) Ein Drittel der Mitglieder wird in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den 
Arbeitnehmern der Anstalt gewählt.  
 
In Berlin entscheidet die sogenannte Gewährträgerversammlung über die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates, soweit dieser nicht von den Arbeitnehmern gewählt 
wird. Die Gewährträgerversammlung setzt sich ausschließlich aus Senatoren bzw. 
Staatssekretären zusammen. Auch in Berlin wird der Aufsichtsrat damit allein von 
Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes gebildet. Das Land kann damit über 
Zustimmungsvorbehalte und die Einflussnahme auf die Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates weiter (maßgeblichen) Einfluss ausüben.  
 
Diejenigen, die die Geschäfte führen, sind bei der Anstalt auch verantwortlich für die 
finanziellen Folgen und müssen diese vor dem Nutzer und Bürger verantworten. Sie müssen 
für die ökologische Fortentwicklung Sorge tragen und die sozialen Belange der Mitarbeiter im 
Auge behalten. Für den Dreiklang einer solchen nachhaltigen Entwicklung ist in erster Linie 
der Aufsichtsrat verantwortlich. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Zusammensetzung 
dieses Gremiums an Bedeutung.  
 
Es fragt sich, ob man die Anstalt des öffentlichen Rechts so weiterentwickeln kann, dass 
durch eine andere Zusammensetzung des Aufsichtsrates zusätzliche Impulse für die 
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Fortentwicklung der Abfallentsorgung gesetzt werden können. Eine Diskussion, wie der 
Aufsichtsrat eines öffentlichen Unternehmens sich zusammensetzen sollte, damit eine 
nachhaltige Entwicklung gefördert wird, hat bisher noch nicht stattgefunden. Es ist jedoch 
auffällig, dass weder in Hamburg noch in Berlin gerade diejenigen, die von der 
Abfallentsorgung am meisten betroffen sind - also die Nutzer -, in einem Gremium 
unmittelbar vertreten sind, erst Recht nicht im Aufsichtsrat.  
 
Wir schlagen vor, dass Nutzer der Abfallentsorgung unmittelbar, d.h. nicht nur über die 
gewählten Vertreter des Landes, Stimmrecht in den Gremien der Anstalt erhalten. Es sollte 
geprüft werden, welche Möglichkeiten bestehen, diesen Personenkreis gleichberechtigt 
neben den Vertretern des Landes und denen der Mitarbeiter in den Aufsichtsrat 
aufzunehmen. 
 
Die Entwicklung der Abfallentsorgung unter Abwägung aller wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Gesichtspunkte erfordert eine Zusammensetzung des Aufsichtsrates, der die 
Vielfalt dieser Gesichtspunkte abbildet. Die Nutzer der Anlagen vertreten nicht die 
Haushaltsinteressen des Landes und nicht die sozialen Belange der MitarbeiterInnen, sie 
sind interessiert an einer qualitativen Fortentwicklung der Abfallentsorgung zu moderaten 
Kosten.  
 
Wenn der Aufsichtsrat sich nach diesem Vorschlag zusammensetzt aus  
 
Vertretern des Landes bzw. der Kommune, 
Vertretern der MitarbeiterInnen und 
Vertretern der Nutzer, 
 
kann ein breites Spektrum von Interessen maßgeblichen Einfluss auf die 
Unternehmenspolitik nehmen. Die Vorteile liegen darin, dass diejenigen, die das System 
bezahlen, auch mitbestimmen können. Dies erhöht die Akzeptanz, hat aber auch Risiken, die 
näher untersucht werden müssen. Wie wählen die Nutzer ihre Vertreter? Was bedeutet dies 
für das Verhältnis zwischen dem Land und der Anstalt? Muss die Gewährträgerhaftung 
eingeschränkt werden? Diese Fragen können im Rahmen dieser Ausarbeitung nicht vertieft 
werden, lohnen aber der weiteren Betrachtung.  
 
 
 

7.2 Wirtschaftliche Aspekte 
 
Im Rahmen dieses Gutachtens ist es nicht möglich, eine detaillierte wirtschaftliche 
Betrachtung einer möglichen Rekommunalisierung der bremischen Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung durchzuführen. Hierfür bedarf es einer eingehenden Analyse der 
personellen, finanziellen und strukturellen Gegebenheiten sowie konzeptioneller Arbeiten auf 
politischer und Verwaltungsebene. An dieser Stelle sollen wesentliche Aspekte beleuchtet 
werden, die zur Zeit in der öffentlichen Diskussion um die Machbarkeit einer 
Rekommunalisierung relevant und für ein Abfallwirtschaftskonzept wesentlich sind.  
 
Für die Ausgestaltung der oben beschriebenen Auswahllösung (AöR) gehen wir davon aus, 
dass operative Aufgaben der Abfallwirtschaft und Straßenreinigung unter den 
Rahmenbedingungen des TVöD in einer geeigneten öffentlich-rechtlichen Organisationsform 
insbesondere wegen der steuerlichen Vorteile wirtschaftlicher erbracht werden können (vgl. 
Pkt. 7.3). Von wesentlicher Bedeutung ist dabei der Investitionsbedarf für eine solche 
öffentlich-rechtliche Lösung.  
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Entsprechend dem Antrag der Koalitionsfraktionen an die Stadtbürgerschaft vom Juni 2013 
(Drs. 18/357 S) hat der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr den Auftrag, Szenarien für die 
Fortführung  der Abfallwirtschaft und Straßenreinigung nach 2018 zu erstellen und zu 
bewerten. Hierzu zählt auch die Rekommunalisierung als Entscheidungsvariante. Ergebnisse 
dazu liegen bisher nicht vor. Notwendige Rohdaten hierfür, wie die Gesamtzahl derzeit 
operativ für die Stadt Beschäftigter, die Zahl der insgesamt notwendigen Beschäftigten oder 
die Zahl von Umleerungen für die Abschätzung des Fahrzeugbedarfs und den Umfang 
sonstiger notwendiger Einrichtungen sind bei der Stadt nicht bekannt. Jede derzeitige 
Meinungsäußerung aus dem Ressort ist daher bisher nicht durch Fakten zu den künftigen 
Personal- und Kapitalkosten einer Rekommunalisierung unterlegt, die überprüfbar wären. 
Da diese Grunddaten einer Kostenprognose fehlen, soll an dieser Stelle der 
Investitionsbedarf einer Rekommunalisierung ohne Berücksichtigung einer 
Verhandlungslösung mit Nehlsen abgeschätzt werden. 
 
Seitens der Firma Nehlsen wurde als Start für die Verhandlungen gegenüber der 
Stadtgemeinde eine Summe von 50 Mio. € in den Raum gestellt (Geschäftsführer Siewek, 
Diskussionsrunde Nordwest-Radio am 21.8.; Geschäftsführer Ernst, ENO 
Betriebsversammlung am 31.8.2013). Unklar blieb hierbei, ob es sich um den erwarteten 
Kaufpreis für die ENO oder um den Preis für die Rückübereignung sämtlicher für die 
Aufgabenerfüllung erforderlicher Aktiva handeln soll. Sollte seitens der Firma Nehlsen an 
den Verkauf der ENO zu diesem Preis gedacht worden sein, so muss die Forderung als 
völlig irreal eingestuft werden.  
 
Bei einer Bilanzsumme von knapp 30 Mio. € zum 31.12.2011 beträgt der Wert der 
Sachanlagen zum Stichtag ca. 9.2 Mio. €. Nur diese sind für die Stadt für einen kommunalen 
Betrieb noch von Interesse. Im Vergleich zum überlassenen Restwert in 1998 sind 
offensichtlich in erheblichem Umfang Aktiva an die Firma Nehlsen übertragen worden bzw. 
Reinvestitionen wurden unterlassen. 
 
Sollte die Firma Nehlsen die Forderung von 50 Mio. € für eine Übertragung sämtlicher 
betriebsnotwendiger Aktiva gemeint haben, wäre vor Verhandlungsbeginn eine Inventur und 
Inventaraufstellung unverzichtbar, die neben dem Buchwert den physischen Zustand und 
mögliche Zeitwerte erfasst. Auch hierfür erscheint die genannte Forderung nicht als seriöser 
Verhandlungseinstieg. 
 
Zur Relativierung der Befürchtungen vor einer Belastung des Gebührenzahlers durch 
Neuinvestitionen ist zunächst auf die bei Privatisierung bereits in der Kalkulation enthaltenen 
Werte hinzuweisen. Die Erlöse aus der Privatisierung von Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung betrugen 107,4 Mio. €. Davon hat Nehlsen nach eigenen Angaben 170 
Mio. DM = 86,9 Mio. € bezahlt. Seit der Privatisierung wurden für die ENO 
Firmenwertabschreibungen (d.h. Kaufpreis über Restwert der Anlagen) in Höhe von 46,5 
Mio. € getätigt. Der Restwert der Anlagen bei Verkauf (auf Basis Anschaffungswert) lag 
demzufolge bei 40.4 Mio. €. In den Gebühren vor Privatisierung bereits enthalten waren 
jedoch Abschreibungen in Höhe von 12,65 Mio. DM für die Abfallentsorgung und 1,2 Mio. 
DM für die Straßenreinigung ohne Gebührenfinanzierung (Fides, Abschlussprüfung BEB 
1998, Anlage 5). Überschlägig ergeben sich aus den 6,5 Mio. € gebührenfähigen AfA 
Zeitwerte des zugehörigen Anlagevermögens in Höhe von ca. 50 Mio. €, die ohne 
Gebührenwirkung finanzierbar sind. Mit Einführung einer Straßenreinigungsgebühr würde 
sich dieser Wert erhöhen. 
 
Aus den Systeminformationen für die Bremer Abfallwirtschaft und Straßenreinigung lässt 
sich durch Befragung von Branchenexperten der Investitionsbedarf für den operativen 
Betrieb bei Neuanschaffung von Spezialfahrzeugen und Neubau von Betriebshöfen 
abschätzen. Dieser beträgt im Durchschnitt der benötigten Fahrzeugflotte 150.000 € pro 
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Fahrzeug und 10 bis max. 12 Mio. € für einen Betriebshof. Bei einer 6 jährigen 
Nutzungsdauer der Fahrzeuge und jährlichen Gesamtabschreibungen von ca. 5 Mio. € 
ergäbe sich ein Anfangsinvestitionsbedarf von 30 Mio. €. Wird dieser als Obergrenze im 
Wirtschaftsplan definiert, kann abweichender akuter Fahrzeugbedarf durch Leasinggeschäfte 
(derzeitige Praxis bei der ENO) oder durch Vergabe von Logistikaufträgen abgedeckt 
werden. In der Summe kann somit bei zwei Betriebshöfen ein Mindestinvestitionsbedarf von 
50 bis 54 Mio. € geschätzt werden. Dieses entspricht aber im Gegensatz zur Nehlsen-
Forderung einer Beschaffung neuwertigen Anlagevermögens. Bei Bedienung auch von 
Bremen Nord von einem vergleichsweise günstig gelegenen Betriebshof an der Deponie 
ließe sich der Investitionsbedarf auf ca. 40 – 45 Mio. € senken. Zu prüfen ist hinsichtlich der 
Anzahl der Betriebshöfe der Einfluss auf Einsatzzeiten (insbesondere Winterdienst) und 
laufende Kosten. Der Investitionsbedarf ist unter den genannten Vorbehalten zwischen 40 
und 54 Mio. € zu veranschlagen. 
 
Zur Unterlegung dieser Daten wurden von den Gutachtern Daten zum Anlagevermögen 
kommunaler Abfallwirtschaftsbetriebe mit vergleichbarem Aufgabenzuschnitt geprüft. Die 
Auswertung von Geschäftsberichten von Abfallwirtschaftsbetrieben in Großstädten, die 
vergleichbar oder leicht größer sind als Bremen (Dortmund, Düsseldorf), ergab jeweils ein 
Anlagevermögen von ca. 34 Mio. €. Da es sich hierbei aber um bilanzielle Restwerte handelt, 
können die oben angeführten Schätzwerte als realistisch eingestuft werden. 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Übernahme des operativen Geschäftes 
von Abfallwirtschaft und Straßenreinigung zu geschätzten Ausgaben bei Neuinvestition 
zwischen 40 und 54 Mio. € je nach Zahl der Betriebshöfe führt. Diese Investitionen sind im 
Rahmen der bereits bei Privatisierung in der Gebühr enthaltenen Kapitalkosten finanzierbar 
bzw. bewirken bei der Obergrenze nur eine minimale Veränderung. Das Kostenrisiko lässt 
sich durch Vorgabe einer Höchstsumme für Investitionen im Wirtschaftsplan begrenzen. Die 
Übernahme von Anlagevermögen der ENO ist auf dem derzeitigen Forderungsniveau 
unrealistisch und unwirtschaftlich. Eine Auswahlentscheidung sollte nach einer detaillierten 
Wirtschaftlichkeitsprüfung erfolgen. 
 
Ein weiterer Aspekt zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ist der Einfluss der 
Organisationsform auf die Investitionskosten. Für die Kosten und die Gebührenhöhe ist in 
der Langfristbetrachtung die Organisationsform nicht relevant. Dem Vorteil des 
Vorsteuerabzugs steht bei einer GmbH die steuerliche Belastung der Umsätze gegenüber. 
Beides entfällt bei öffentlich-rechtlicher Organisation. Für die Rekommunalisierung kann 
allerdings geprüft werden, ob sich Vorteile ergeben, wenn die Neuanschaffungen noch in 
privatrechtlicher Organisationsform erfolgen.  
 
 
 

7.3 Steuerliche Aspekte 
 
Gern wird vom Nehlsen-Konzern als Argument für die Fortführung der privatisierten 
Aufgabenerfüllung dargestellt, dass Nehlsen als alteingesessenes Bremer Unternehmen ein 
guter Steuerzahler für die Stadtgemeinde sei. Unterstellt man dies, so sind die 
Körperschafts-, Gewerbeertrags- und die Mehrwertsteuer die wesentlichen Steuern, um die 
es geht. Die Gewerbeertragssteuer ist eine Haupteinnahmequelle der Gemeinden und somit 
sind die von Nehlsen abzuführenden Steuerbeträge zweifelsohne eine Einnahmequelle für 
die Stadtgemeinde Bremen. Die Körperschaftssteuer ist eine Gemeinschaftssteuer und fließt 
nur teilweise der Stadtgemeinde zu. Die Mehrwertsteuer wird an den Bund abgeführt und im 
Rahmen der vertikalen und horizontalen Verteilung auf Bund Länder und Gemeinden sowie 
im Rahmen des Länderfinanzausgleiches aufgeteilt. Von den an den Bund abgeführten 
MWSt-Beträgen fließt ca. 1% nach Bremen zurück. Im Hinblick auf die Abfallgebühren 
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bedeutet dies, dass die von den BürgerInnen gezahlten 19% MWSt, die in die Gebühren 
eingepreist sind, nur ca. 1% in Bremen verbleiben, der Rest wird bundesweit verteilt. Das oft 
genutzte Steuerargument von den privaten Entsorgern lässt sich also nur zum Teil aufrecht 
erhalten. Unabhängig von den strukturellen Gegebenheiten des Steuersystems ist das  
Steuereinnahmeargument auch unter einem anderen Blickwinkel zu beurteilen. Zahlt der 
private Entsorger nennenswerte Steuerbeträge, die auch bei der Stadtgemeinde verbleiben, 
so steht der Steuerlast eine entsprechende Gewinnsituation des privaten Entsorgers 
gegenüber. Wenn das so ist, wäre eine Rekommunalisierung umso interessanter. Denn 
wenn sich mit dem Abfallgeschäft in Bremen entsprechend verdienen lässt, so kann daraus 
geschlossen werden, dass dies auch für die Kommunen ein lukratives Geschäft ist, welches 
man sich unter den Bedingungen einer Haushaltsnotlage nicht entgehen lassen sollte. Zu 
untersuchen wäre aus dieser Perspektive betrachtet nur, ob die kommunalen Vorteile die 
Steuereinkünfte von den Privaten übertreffen. Die kommunalen Vorteile beinhalten neben 
der Eigenkapitalverzinsung auch weitere Faktoren wie Liquiditätsvorteile, lokale 
Beschäftigungseffekte, Einbindung sozialer Beschäftigungsträger, Quersubventionierungen, 
Synergien in der Beschaffung usw. 
 
Die in den Gebühren eingepreiste Mehrwertsteuer von 19% wird auf Leistungen erhoben, die 
von den privaten beauftragten Dritten durchgeführt werden. Dies sind Nehlsen mit seinen 
Konzerntöchtern, BIR u.a. Die Leistungen von kommunalen Einrichtungen (UBB 
insbesondere) werden nicht mit Mehrwertsteuer belegt („der Staat besteuert sich nicht 
selbst“), so dass durch die Rekommunalisierung ein MWSt-Vorteil mit entsprechenden 
Gebührenwirkungen entsteht. Für die Zwecke dieses Gutachtens wurde die entfallende 
MWSt bei öffentlich-rechtlicher Organisation nur auf die Wertschöpfung ohne Vorleistungen 
der jetzt privatisierten Leistungen bezogen und deshalb auch eine Steuerbelastung der 
Investitionen nicht gerechnet. Die wesentlichen Positionen zur Berechnung der 
Wertschöpfung sind bei der ENO der  Personalaufwand und die Gewinnabführung.  
 
 
MWSt-Vorteil der ENO GmbH 2012: 
 
 Mio € Anmerkung 
Summe Personalaufwand 17.966  
Gewinnabführung 3.740  
Summe „Wertschöpfung“ 21.706  
  
Umsatz 40.654  
W/Umsatz*100 53,3% Referenzwert für andere 

Private 
  
Summe W*0,19 4,124 MWSt-Vorteil ENO-Leistungen 
 
Abb. 9a: Berechnung des MWSt-Vorteils bei Rekommunalisierung 1 
Quelle: eigene Berechnung  
 
Neben den ENO-Umsätzen sind die Umsätze von Nehlsen (auch Unteraufträge von der 
ENO), BIR u.a. zu berücksichtigen. Nicht berücksichtigt werden die Umsätze aus den 
Bereichen der Verbrennung, Verarbeitung, KFZ-Service usw., weil davon ausgegangen wird, 
dass diese Gewerke nicht Teil einer Rekommunalisierung sein werden. Um den MWSt-
Vorteil zu errechnen, wurde hilfsweise der prozentuale Anteil der Wertschöpfung am Umsatz 
von der ENO herangezogen: 
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 Mio € Anmerkung 
Umsätze Nehlsen, BIR u.a. 10,73  
„Wertschöpfung“ 5,72 53,3% vom Umsatz 
  
Summe W*0,19 1,09 MWSt-Vorteil anderer Privater 
 
Abb. 9b: Berechnung des MWSt-Vorteils bei Rekommunalisierung 2 
Quelle: eigene Berechnung 
 
Insgesamt ergibt sich ein MWSt-Vorteil bei Rekommunalisierung von 4,124 Mio € +1,09 Mio 
€ = 5,21 Mio €. Berechnet auf die Plandaten des Wirtschaftsplans für 2013 würde sich ein 
ähnlicher Wert, nämlich 5,4 Mio.€, als MWSt-Vorteil ergeben. Das bedeutet, dass in dieser 
Höhe die Gebühren gesenkt oder z.B. steigende Kosten im Personalbereich kompensiert 
werden können. 
 
 
 

7.4 Personelle Aspekte 
 
Neben den strukturellen, wirtschaftlichen und steuerlichen Aspekten ist die Frage des 
Personalbedarfs ein wesentliches Kriterium für die Realisierbarkeit der Rekommunalisierung. 
Zur Zeit ist die Personalsituation dadurch gekennzeichnet, dass die Beschäftigten teils bei 
der Stadtgemeinde beschäftigt sind, zum anderen Teil bei privaten Dritten. In Bezug auf die 
Entlohnung bedeutet dies, dass Beschäftigte mit ähnlichen oder sogar gleichen Aufgaben 
unterschiedlich bezahlt werden. Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst oder im 
Gültigkeitsbereich des Überleitungstarifvertrages für die Bremer Entsorgungsbetriebe (ENO, 
UBB, Behörde) werden nach dem TVöD bezahlt, sonstige Nehlsen-MitarbeiterInnen müssen 
ohne tarifliche Absicherung arbeiten.  
 
Die Personalkosten eines Beschäftigten im öffentlichen Dienst liegen unter Berücksichtigung 
aller Personalnebenkosten (Zusatzversicherung, Einrechnung einer höheren 
Krankenstandsquote u.a.) ca. 20% über den Kosten, die der private Dritte kalkulieren muss. 
Eine genauere Abschätzung ist wegen der nicht prognostizierbaren persönlichen Daten von 
Neueinstellungen nicht möglich. Die Personalkosten sind der wesentliche Teil der 
Gebührenkalkulation. Werden alle Beschäftigten nach TVöD bezahlt, ist von einer 
Steigerung des Gebührenbedarfs auszugehen, sofern es an anderer Stelle keine 
Kompensation gibt (z.B. MWSt-Ersparnis). Um die kostensteigernden Wirkungen bei 
Rekommunalisierung zu berechnen, ist zunächst der Personalbedarf zu schätzen. Dies 
erfolgte durch externe Experten anhand verschiedener Grunddaten, die den Gutachtern zur 
Verfügung standen. Neben der Aufgabenbeschreibung für die bremische Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung und den Bremen spezifischen Grunddaten (vgl. Pkt. 3 des Gutachtens) 
wurden in die Schätzung weitere Daten aus Jahresabschlüssen u.a. hinzugezogen. Im 
Ergebnis ergab sich der folgende Personalbedarf für die Stadtgemeinde Bremen: 
 
 
Bereich Personalbedarf
Abfallwirtschaft, Deponie,  Recyclinghöfe etc. 
  

270 

Straßenreinigung 200 
 

Verwaltung, Dienstleistungen  
 

100 

Summe 590 
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Dem Personalbedarf wurde in einem zweiten Schritt das vorhandene Personal gegenüber  
gestellt, um den Neueinstellungsbedarf nach TVöD zu berechnen: 
 
 
 

Anzahl 
gesamt 
(Experten-
Schätzung) 

 ENO UBB
ohne 

Stadtgrün

Behörde Summe
ENO, 
UBB; 

Behörde
Abfallwirtschaft 
incl. 
Deponie/Recyclinghöfe
 

270 

136 25

 

161

Stadtreinigung 
 

220 
165 17

 
182

Verwaltung, 
Dienstleistungen usw. 

100 44 ? (186  incl. 
Stadtgrün)

7 
51 + ?

Summe 590 
 

345 (davon 
scheiden 44 
bis 06.2018 

aus)

? 7 

 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Im gewerblichen Bereich arbeiten zur Zeit 343 Personen, in der Verwaltung 51 bei ENO und 
der Behörde. Hinzu kommen UBB-Beschäftigte in der Verwaltung, wobei eine konkrete 
Zuordnung der insgesamt 186 Verwaltungsangestellten zu Abfallwirtschaft/Straßenreinigung 
und Stadtgrün angesichts mangelnder Datenlage nicht möglich ist. Eine Schätzung ergab ca. 
ein Drittel im Bereich Abfallwirtschaft/Straßenreinigung. Der Neueinstellungsbedarf bezieht 
sich demnach nur auf den gewerblichen Bereich. Hier werden ca. 150 Neueinstellungen 
erforderlich sein.  
 
Die durch Neueinstellungen entstehenden zusätzlichen und gebührenwirksamen 
Personalkosten, berechnet auf ein Basisgehalt bei den privaten Dritten von 43.000,-€ und 
dem oben genannten Zuschlag von 20%, betragen 1,3 Mio €. Alle hier genannten Werte sind 
Näherungswerte und bedürfen einer detaillierteren Betrachtung im Abfallwirtschaftskonzept 
bzw. der Bewertung von organisatorischen Szenarien durch die Stadtgemeinde Bremen.  
 
Es lässt sich feststellen, dass eine Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft und 
Straßenreinigung mit einer einheitlichen Bezahlung aller Beschäftigten nach TVöD 
keine Gebührenerhöhung zur Folge hat.  
 
Der MWSt-Vorteil von 5,2 Mio € bzw. 5,4 Mio € allein reicht, um die Mehrkosten für Personal 
zu kompensieren. Um die konkreten Veränderungen für den Wirtschaftsplan und den 
Gebührenbedarf zu berechnen, sind weitere Positionen zu berücksichtigen, insbesondere 
der Wegfall von Betreiberrendite und Ertragssteuern. Zwar wird die Stadtgemeinde selbst 
eine kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung einpreisen, diese wird aber bei weitem nicht den 
Wert der Betreiberrendite erreichen. Die Eigenkapital-Rentabilität der ENO betrug 2011 
gemäß Jahresabschluss 13%, weitere Erträge durch Aufträge im Konzern sind nicht 
bekannt. Die Stadtgemeinde wird mit einer angemessenen Verzinsung des jeweiligen 
Restwertes der Investitionen rechnen, die deutlich niedriger liegt. In Höhe der Differenz zu 
den Fremdkapitalzinsen ergibt sich dennoch ein Vorteil für den Haushalt der Stadtgemeinde.  
Nähere Untersuchungen hierzu sind von der Behörde zu leisten.   
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8. Handlungs- und Untersuchungsbedarf 
 
Das vorliegende Gutachten hat deutlich gemacht, dass die Entscheidungsvorbereitung für 
die zukünftige Organisation der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung aus 
juristischer, wirtschaftlicher und sozialer Perspektive sehr komplex ist. Zugleich scheinen die 
notwendigen Arbeitsschritte in der Behörde noch in den Anfängen zu stecken. Unter 
Berücksichtigung des Wahljahres 2015 ist es ratsam, die grundlegenden Entscheidungen 
bereits in 2014 zu treffen, um dann in die operative Arbeit übergehen zu können. Die 
Einrichtung einer „Bremer Entsorgungsagentur“ in Form der Anstalt öffentlichen Rechts sollte 
deutlich vor 2018 erfolgen. 
 
Der Handlungs- und Untersuchungsbedarf betrifft neben der Grundsatzentscheidung über 
die zukünftige Organisationsform folgende Bereiche: 
 

(1) Es sind Verhandlungen zur Personalüberleitung der ENO-Beschäftigten 
aufzunehmen mit dem Ziel, diese zeitgleich mit dem Auslaufen der Verträge in eine 
neue Organisationsform überführen zu können. Da eine Rückführung vertraglich nur 
für den Insolvenzfall der ENO vorgesehen ist, dieser Fall aber erst nach 
Vertragsende eintreten würde, sind hier neue Regelungen zu schaffen. 

(2)  Der zukünftige Personalbedarf ist exakt zu planen und entsprechende 
Stellenbedarfsberechnungen sind durchzuführen. 

(3) Es ist ein Bedarfsplan für Neuanschaffungen/Investitionen zu erstellen; mögliche 
Verhandlungen zur Übernahme von Sachanlagen sind auf Basis des 
Investitionsplans einzuleiten. 

(4) Es sind Einzelprüfaufträge zu offenen Fragen der Auswahllösung in Auftrag zu 
geben, u.a. zum öffentlichen Engagement in den Bereichen der Weiterberarbeitung, 
Verbrennung, Kompostierung, KFZ-Service usw. 

(5) Die Form der Integration von „Stadtgrün“ als Teil der gesamten Stadtreinigung ist zu 
prüfen. 

(6) Fragen zum zukünftigen Sperrmüllservice in Bezug auf Abholung, Weiterverwertung 
usw. sind zu klären 

(7) Die Einbindung gemeinnütziger Träger im Recycling und in der Straßenreinigung sind 
zu klären 

(8) Es sind Diskussionen über die Form der Bürgerbeteiligung zu führen unter 
Einbindung der unterschiedlichen Interessengruppen. 

 
Diese nicht vollständige Aufzählung erforderlicher Arbeitsschritte mag verdeutlichen, dass es 
kurzfristigen Handlungsbedarf für die Behörde gibt, um rechtzeitig die Weichen für eine 
Neuorientierung in der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung zu stellen. 
 
 
 
 
Bremen, im November 2013     
 
 
 
 
 
 
 
 



Gutachterliche Stellungnahme zur Rekommunalisierung 
der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 

 

36

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Anlage: 1 
 
 
 
 

Präsentation „Abfallwirtschaft und Stadtreinigung in Bremen: 
Bewertung in Thesen – 15 Jahre nach der Privatisierung“ 
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Abfallwirtschaft und Stadtreinigung 
in  Bremen: Bewertung in Thesen -

15 Jahre nach der Privatisierung

E. Mönnich 5/2013

 
 
 

BEB-Privatisierung – Fakten

Situation vor Privatisierung
• BEB = kommunaler Betrieb 

für Müllabfuhr, Stadtreinigung, 
Abwassersammlung u. -
reinigung

• Ca. 1600 Mitarbeiter
• Kostendeckende Gebühren, 

Kanalbaubeiträge, 
Steuerfinanzierung der 
Stadtreinigung

• Ca. 20 Mio. € /Jahr 
Eigenkapitalverzinsung für 
Haushalt der Stadt

Elemente der Privatisierung:
• Verkauf operativer 

Betriebsteile mit 1500 
Mitarbeitern

• Verpachtung des Kanalnetzes 
für 30 Jahre

• Einmalige Einnahme ca. 470 
Mio. €, davon ca. 360 Mio. €
für Abwasserbereich

• Leistungsverträge mit Privaten 
Firmen für 20 bzw. 30 Jahre

• Regelungen für Investitionen 
insb. im Kanalnetz durch 
Private Firmen

 
 
 

Organisationsstruktur  PPP alt
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Bewertungskriterien für PPP
1. Einfluss auf die Erfüllung kommunaler Umweltziele
2. Know how-Transfer
3. Steuerung und Kontrolle der Aufgabenerfüllung / Einhaltung Verträge
4. Technisch-organisatorische Kooperation mit Kommunen o. Beteiligung Dritter
5. Wirkungen auf die Entsorgungssicherheit
6. Effizienz der Leistungserbringung  - Folgen für Kommune, Leistungsempfänger  
und Beschäftigte
7. Regionalökonomische Folgen des PPP-Modells
8. Steuerrechtliche Bedeutung der Organisationsform
9. Finanzwirtschaftliche Nachhaltigkeit
10. Auswirkungen auf die Gebührenentwicklung
11. Auswirkungen auf den Haushalt des öffentlichen Aufgabenträgers
12. Sozialpolitische Folgen wie Mitbestimmung, Bezahlung, Betriebsklima 
13. Anpassungsfähigkeit der Organisationsform hinsichtlich ökologischer,

gesellschaftlicher und politisch-finanzieller Kriterien 
14. Berichtspflichten zu nachhaltigem Wirtschaften?
15. Haftung der Betreiber, öffentliche Garantien und Nebenlasten?
16. Transparenz von  Entscheidungen, Informationspflichten?
17. Möglichkeiten der Überprüfung des PPP-Modells und deren Anwendung
18. Möglichkeiten der Rekommunalisierung

 
 
 

Bewertung 
Abfallwirtschaft

/Stadtreinigung HB 
aktualisiert (2013)

?

 
 
 

1. Einfluss auf die Erfüllung 
kommunaler Umweltziele

Trotz zersplitterter Zuständigkeiten und 
Aufgabenwahrnehmung – Leistungen 
Abfallwirtschaft und Stadtreinigung noch im 
grünen Bereich!
Aber:
•Reduzierter umweltpolitischer Gestaltungsspielraum

•Fehlende Bürgerbeteiligung

•Mängelbeseitigung zu Lasten allgemeiner Kassen
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2. Know how Transfer

Die Stadt Bremen hat Gesellschaften zum „Firmenwert“
verkauft und im Vertragszeitraum differenziertes Know how 
der Abfallwirtschaft verloren. Durch die Aufgabe von 
Beteiligungen (HBE, ENO) minderte sich Schritt für Schritt 
der Einblick in operative Abläufe der Sammlungs- und 
Verwertungskette. 

 
 
 

3. Steuerung und Kontrolle der 
Aufgabenerfüllung

Durch eine Vielzahl einzelner Leistungsverträge 
und die Variation von Leistungsmerkmalen gelang 
es bisher, trotz vager Leistungsbeschreibung im 
Rahmenvertrag und indexierter Entgelte Stadt und 
Bürger an Rationalisierungsgewinnen und 
Marktvorteilen zu beteiligen.

 
 
 

4. Technisch-organisatorische Flexibilität

Das System von Sammlung sowie stofflicher und energetischer 
Verwertung ist seit Einführung von codierter und Biotonne kaum 
verändert worden.

Die zu Beginn der Privatisierung kooperativ verbundenen 
Vertragspartner (swb, Nehlsen) haben ihre Geschäftsfelder getrennt und 
optimieren diese nach energetischer Abfallverwertung („waste to 
energy“) und stofflichem Recycling konzernintern. 

Diese Strukturen sind ein Hindernis für eine Weiterentwicklung im 
Stoffstrommanagement. 
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5. Wirkung auf Entsorgungssicherheit

Der Betrieb und Unterhalt der Einrichtungen (insb. 
MVA) blieb durch verlässliche wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen gewährleistet. Der Betrieb der 
Deponie blieb in städtischer Hand.

 
 
 

6. Effizienzvorteile auch für Bürger und 
Mitarbeiter?

Privatisierungen bewirken i.d.R. Umsetzung 
bekannter Rationalisierungsmöglichkeiten. Vorteile 
hieraus hatten die Beauftragten Dritten und partiell 
die Bürger der Stadt – Nachteile tragen die 
Beschäftigten.

 
 
 

7. Regionale und soziale Folgen

Versprochen waren Anstieg von Wertschöpfung 
und Beschäftigung – Realisiert wurde bessere 
Auslastung der Anlagen bei sinkender 
Beschäftigung im Kernbereich der Abfallwirtschaft.

Bürgerbeteiligung an der Weiterentwicklung des 
Entsorgungskonzeptes blieb aus. 
Bürgerbeschwerden führen zu punktueller Reaktion 
zu Lasten der Stadtgemeinde (Leitstelle saubere 
Stadt, Beschäftigungsinitiativen, …)

 



Gutachterliche Stellungnahme zur Rekommunalisierung 
der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 

 

41

 
 

8. Bedeutung der Besteuerung für 
Organisation

Zu Beginn der Privatisierung stand eine 
Fehleinschätzung des Senats zur Besteuerung der 
kommunalen Entsorgung: Damit hat Bremen den 
Bund und die anderen Länder aus Gebühren in 
Millionenhöhe subventioniert! 

Trotz unveränderter Lobbypolitik privater 
Entsorger bleiben die Rahmenbedingungen für eine 
Rekommunalisierung vorteilhaft!

 
 
 

9. Finanzwirtschaftliche Nachhaltigkeit

Die Veräußerungserlöse aus der Privatisierung der 
Abfallwirtschaft (107,4 Mio. €) sind im 
defizitären Gesamthaushalt verschwunden.

Das mit Gründung des Eigenbetriebes BEB 
ausgegliederte und damit wirtschaftlich 
separierte Sondervermögen wurde in die 
Verwaltung der senatorischen Behörde 
zurückgeholt.

Eine Vorsorge für den Fall eigenständiger 
Aufgabenwahrnehmung findet nicht statt.

 
 
 

10. Auswirkungen auf die Gebühr

Nach 16 jähriger Gebührenstabilität sollen 2013 die 
Abfallgebühren deutlich erhöht werden. Ursache 
sind indexierte Leistungsentgelte ohne Prüfung der 
tatsächlich entstandenen Kosten.

 



Gutachterliche Stellungnahme zur Rekommunalisierung 
der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 

 

42

 

11. Auswirkungen auf den kommunalen 
Haushalt

Die „Desinvestion“ Privatisierung der Bremer 
Entsorgungsbetriebe war in der Gesamtbetrachtung 
ein schlechtes Geschäft.

Einmaligen Einnahmen von 1998-2003 stehen 
entgangene Eigenkapitalzinsen, Belastungen nicht 
übernommener Kredite, Kosten für Rückkehrer und 
Kosten für die Ablösung von Mietereinbauten 
(Kanalnetz) in dreistelliger Millionenhöhe 
gegenüber.

 
 
 

12. Mitbestimmung, Bezahlung, 
Betriebsklima

Der Überleitungstarifvertrag bei Privatisierung war 
für alle Festangestellten eine gute Lösung!
Aber:

-Unsichere und nicht tariflich geregelte Arbeitsverhältnisse 
bei Neueinstellungen außerhalb ENO

-Fehlende Rahmenbedingungen für beauftragte 
Subunternehmen/Konzerntöchter

-Unzureichende Akzeptanz Nehlsen für die übernommenen 
Verpflichtungen – Belastung des Betriebsklimas

 
 
 

13. Anpassungsfähigkeit und 
Reversibilität des Modells

Bei unveränderten langfristigen Leistungsverträgen 
über die Hauptleistungen (Abfallsammlung, 
Stadtreinigung) gab es mehrfach Änderungen der 
Organisation und Ausschreibung von 
Einzelleistungen – Voraussetzung ist ein 
kompetentes Vertragscontrolling seitens der Stadt.
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14. Berichtspflichten

Die Verträge beinhalten regelmäßige 
Berichtspflichten – Hauptproblem sind 
ungenaue Leistungsdefinitionen.

 
 
 

15. Haftung, Garantien, Nebenlasten

Die Langfristlast Deponie blieb von der 
Privatisierung unberührt (Nachsorgeaufwand 
– allg. Haushalt?).

Zu sonstigen Nebenlasten liegen keine 
Informationen vor – kein 
Forfaitierungsmodell für Käuferkredite im 
Abfallbereich.

 
 
 

16. Transparenz von Entscheidungen und 
vertraglichen Regelungen

Die Privatisierungs- und Leistungsverträge 
sind bis heute trotz 
Informationsfreiheitsgesetz nicht öffentlich 
zugänglich.

Anfragen auf Einsicht/Bereitstellung der 
Verträge werden durch den Senator nicht 
beantwortet.
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17. Überprüfung durch unabhängige 
Instanzen

Keine Rechnungshofskontrolle bei 
Privatisierung!

Intransparentes Schlichtungsverfahren zu 
Verträgen!

Kaum wirksame Kontrolle von 
Privatsierungen durch Verwaltungsgerichte 
bei Gebührenverfahren!

 
 
 

18. Vorsorge für eigenständige 
Aufgabenwahrnehmung

• Belastung Stadthaushalt durch Rückkehr 
ENO-Mitarbeiter bei Ausschreibung für 
2018 wird bis heute verdrängt!

• Nachdenken über Rekommunalisierung 
beginnt erst jetzt!

• Finanzielle Vorsorge für 
Rekommunalisierung gibt es nicht!

 
 
 

Fazit I
1. Dank Systemwechsel in den 90ern bietet das Bremer 

Abfallsystem trotz 15 Jahren Kontinuität noch 
vergleichbare Leistungen.

2. Rationalisierungsgewinne erhielten die Beauftragten 
Dritten, partiell Bürger durch Gebührenkonstanz bis zum 
jetzt angekündigten starken Anstieg. 
Rationalisierungslasten trägt vor allem die Belegschaft 
bei RNO/Nehlsen.

3. Die Privatisierung war aus Sicht Bremer Finanzen 
unwirtschaftlich. Eine Neuausschreibung 2018 führt zu 
neuen Haushaltsbelastungen. Die Privatisierung hat 
zudem umweltpolitische Handlungsspielräume 
verschüttet.
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Fazit II

4. Die (steuerlichen) Rahmenbedingungen einer wieder 
eigenständigen Abfallwirtschaft/Stadtreinigung sind 
unverändert günstig.

5. Auf eine Rekommunalisierung ist der SUBV weder 
finanziell noch konzeptionell noch organisatorisch 
vorbereitet.

6. Erste Voraussetzung einer breiten öffentlichen 
Diskussion: Offenlegung der Privatisierungsverträge und 
Gründe der Gebührensteigerung.

 
 
 

Weitere Arbeitsschritte
• Auswertung Verträge und Geschäftsberichte ENO –

finanzielle Folgen 

• Szenarien einer Rekommunalisierung: 
Aufgabenspektrum, mat. Voraussetzungen, …

• Abschätzung des Zusatzaufwandes einer 
sozialverträglichen Lösung

• Darstellung der organisatorischen Voraussetzungen einer 
funktionstüchtigen kommunalen Abfallwirtschaft 
/Stadtreinigung

• Identifikation ökologischer und kommunalpolitischer 
Handlungsfelder
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Anlage 2: 
 

Stellungnahme zur Privatisierungsbilanz 
 der Nehlsen GmbH&Co.KG 
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E. Mönnich Bremen im August 2013 
 
Privatisierung gelungen? – Prüfung einer „Bilanz“ 
Im Juni 2013 wurde der Öffentlichkeit von den Vertretern der Firma Nehlsen eine rundum 
positive Bilanz der Privatisierung im Bremer Entsorgungsbereich vorgelegt, die in einem 
deutlichen Kontrast zu den von uns in einem Forschungsprojekt für die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt 2012 festgestellten Ergebnissen steht. Auf die Ursachen dieser 
Unterschiede soll hier eingegangen werden. 
 
1. Prüfung der „Nehlsen Privatisierungsbilanz“ 
Zunächst zu den Ergebnissen der Firma Nehlsen. Hiernach war die Privatisierung der 
Bremer Abfallentsorgung im Jahre 1998 ein beispielloser Erfolg. Alle Ziele der Stadt und der 
Bietergemeinschaft seien durch die Einschaltung privater Akteure auf der operativen Ebene 
von Abfallwirtschaft und Stadtreinigung erreicht worden: 

 Gewinn privatwirtschaftlichen Know hows für die bremische Abfallwirtschaft; Stärkung 
oberzentraler Funktionen; 

 Sichere Arbeitsplätze für zusätzliche Mitarbeiter mit abgesicherter tariflicher 
Entlohnung; 

 Weiterentwicklung des Systems von der Abfallwirtschaft zur Kreislaufwirtschaft; 
ökologische Optimierung des Betriebs; 

 Auslastung der technischen Anlagen im Bereich Verbrennung und Kompostierung; 
 Gebührenstabilität durch Effizienzsteigerung; 
 Erschließung von Einnahmen für den öffentlichen Haushalt durch 

Vermögensveräußerung; Übernahme der Verbindlichkeiten der kommunalen 
Gesellschaften; 

 Gewährleistung zusätzlicher Steuereinnahmen für die FHB. 

Diese überaus positive Bilanz ist aus Sicht der Firma Nehlsen verständlich. Man möchte 
auch über das Jahr 2018 hinaus einen lukrativen Auftrag behalten, der der Firma erst 
eine deutliche Expansion in der Abfallwirtschaft ermöglicht hat. Ob die dargestellten 
Ergebnisse jedoch einem Faktencheck standhalten und ob die Fortführung einer 
privatisierten Entsorgungswirtschaft kommunalen Interessen entspricht, ist näher zu 
prüfen. Vorab sei betont, dass in unserer vergleichenden Bilanz der 
Privatisierungsergebnisse die Abfallwirtschaft summarisch betrachtet besser 
abgeschnitten hat als der Abwasserbereich. Auch weisen die Privatisierungsergebnisse 
jedoch deutliche Schwächen auf. Bremen könnte von besseren Ergebnissen anderer 
Städte in einigen Teilbereichen lernen. 

1. Know how Transfer, oberzentrale Funktionen 
Die Bremer Entsorgungsbetriebe waren bis zur Privatisierung ein voll 
ausgebauter kommunaler Entsorgungsbetrieb, der alle Komponenten der 
Abfallwirtschaft und Stadtreinigung entsprechend den Vorgaben des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vorhielt. Mit der Privatisierung konnten sich die 
Firmen Nehlsen und swb Know how einkaufen und Akquisitionspotentiale 
sichern. Die Stadtgemeinde Bremen hat dagegen Know how im operativen 
und dispositiven Bereich der Abfallwirtschaft verloren. Mit dem Verkauf der 
restlichen Gesellschaftsanteile ENO in 2003 und der Auflösung der Holding 
Bremer Entsorgung ist die FHB auf der operativen Ebene nicht mehr präsent. 
Der regionale Verbund der Abfallwirtschaft bleibt – verglichen z.B. mit der 
Region Hannover -  unverändert ausbaubedürftig.  Die Geschäfte im Bereich 
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der Müllverbrennung (nicht Aufgabenfeld der Firma Nehlsen)  zeigen 
daneben, dass Liberalisierung und größere Staatsferne Anlagenauslastung 
und Mülltourismus als zwei Seiten einer Medaille haben.   

 
2. Sichere zusätzliche Arbeitsplätze mit fairen Löhnen? 

Die Angaben zu Mitarbeiterzahlen und Entlohnungen in der Nehlsen 
Privatisierungsbilanz ermöglichen keinen prüfbaren Vergleich. Werden hier 
die Mitarbeiterzahlen der BEB (Abfallwirtschaft/Stadtreinigung) bei 
Privatisierung mit den aktuellen Zahlen Nehlsens in Bremen verglichen? Sind 
die ANO-Zahlen enthalten? Gleiches gilt für die Entlohnungswerte einer 
einzelnen aufgeführten Berufsgruppe.  
Fakt ist, dass die Mitarbeiterzahlen, die nach TVöD entlohnt werden, 
kontinuierlich abgebaut wurden. Fakt ist ferner, dass die Firma Nehlsen wo 
möglich unter dem BdE- Tarif für Müllwerker bezahlt. 

 
3. Ökologische Weiterentwicklung des Systems zur Kreislaufwirtschaft 

Bereits vor der Privatisierung war das System der Abfallwirtschaft in Bremen 
auf die Anforderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes umgestellt worden. 
Gerade diese Änderungen waren auch Ursache der Gebührensprünge in den 
90er Jahren (vgl. 5). Die sinnvolle Erweiterung des Systems um eine 
Papiertonne als Ergänzung bzw. Ersatz für die behälterlose Papiersammlung 
erfolgte im Einvernehmen und als Reaktion auf die Marktpreise. Gerade an 
diesem Beispiel lässt sich deutlich machen, dass eine konsequente 
Kreislaufwirtschaft mit kontinuierlichen Angeboten nur in einem kommunal 
regulierten Rahmen möglich ist, denn privat-freiwillige Papiertonnensysteme, 
die zwischenzeitlich in vielen Gebietskörperschaften etabliert werden sollten, 
sind nach den Preiseinbrüchen 2008 wieder verschwunden. 

 
4. Auslastung des technischen Systems 

Überkapazitäten in der kommunalen Abfallwirtschaft betrafen vor der 
Privatisierung insbesondere den Bereich der Müllverbrennung. Diese 
entstanden entweder durch Fehlplanung bei der Anlagenerstellung (Bsp. Bhv) 
oder aber – wie im Bremer Beispiel – durch die drastische Umorientierung des 
Systems der Abfallsammlung auf stoffliches Recycling in der ersten Hälfte der 
90er Jahre. Eine auf die Verbrennung des Hausmülls der eigenen Stadt 
ausgelegte Anlage musste bei dieser raschen Veränderung von 
Rahmenbedingungen bei hohen Fixkosten durch ungenutzte Kapazitäten 
geplagt sein, wenn man nicht rechtzeitig Aufträge im Umland akquirierte. 
Wegen der umweltpolitischen Vorbehalte war dieses jedoch nicht sonderlich 
erwünscht. Als die Leitung BEB für den Eigenbetrieb die Notwendigkeit 
externer Aufträge durch Kooperation betonte, wurde dieses allerdings noch 
von der Ampelkoalition beschlossen und vom Betrieb auch erfolgreich 
umgesetzt. Nach der Privatisierung erfolgten Investitionen für eine 
Anlagenerweiterung und grenzüberschreitende Auftragsakquisitionen. An 
dieser Stelle würden kommunale Betriebe zu Recht an Grenzen stoßen. Die 
Verbrennung britischer BSE-Kadaver und von Müll aus Neapel  in Bhv mag 
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betriebswirtschaftlich lukrativ gewesen sein. Ökologisch überzeugend sind 
diese Beispiele nicht. 

 
5. Gebührenstabilität durch Effizienzsteigerung 

Das Nehlsen-Papier verweist auf eine beispiellos lange Periode von 
Gebührenstabilität in Bremen und führt dieses Ergebnis auf die Privatisierung 
zurück. Diesem Schluss liegen methodische Unzulänglichkeiten und gleich 
mehrere Denkfehler zugrunde: 
 
5.1 Vergleich von Äpfeln und Birnen 
Müllgebührenvergleiche sind methodisch kompliziert. Das System der 
Abfallwirtschaft differiert nach Siedlungsstruktur, diversen Nebenleistungen 
zur Restmüllabholung und im Serviceumfang (z.B. Leerungsturnus). Daher ist 
ein reiner Indexvergleich irreführend.  Statt dessen ist zu fragen, wie viel der 
Bürger in einer Stadt für seinen Abfall bei gleichen Leistungen zahlen muss. 
Da Bremen Anfang der 90er Vorreiter beim Recycling war, stiegen die 
Gebühren eher als in anderen Städten. Heute haben diese nachgeholt. Über 
die Zeit betrachtet bewegte sich die Bremer Abfallgebühr – für vergleichbare 
Leistungen! – etwa im Mittelfeld des Städtevergleichs. Dennoch bleibt die 
relative Gebührenstabilität ein erfreuliches Ergebnis. 
 
5.2 Fraglich bleibt allerdings, ob diese Gebührenstabilität nur den privaten 
Erwerbern zuzurechnen ist, wie behauptet. Wertet man die Leistungsverträge 
– soweit bei den Entgeltregelungen zugänglich – aus, so muss man 
feststellen, dass diese neben fixen Entgeltblöcken bei den wesentlichen 
Leistungsarten vor allem durch indexgebundene Steigerungsregelungen 
geprägt sind. Nur für wenige Leistungsarten wurden – wohl wegen der bereits 
vorab bekannten Rationalisierungspotentiale – solche Anpassungen nicht 
vereinbart. Allerdings enthalten die Verträge wegen der 20jährigen Laufzeit 
Möglichkeiten zur Entgeltüberprüfung (erstmals nach 8 Jahren, danach im 4 
Jahresturnus, sowie bei wesentlichen Leistungsänderungen). Bei ungünstiger 
Veränderung der Rahmenbedingungen hätte dieses auch Entgeltsteigerungen 
zu Lasten der Stadt bewirken können. Da sich mit im Trend steigenden 
Rohstoffpreisen, z.B. beim Papier, die Rahmenbedingungen des Marktes 
ohne Verdienst der Betreiber verbessert haben, war Entgeltstabilität möglich. 
Durch erfolgreiches Vertragscontrolling der Stadt haben hiervon auch die 
Gebührenzahler profitiert. Ohne diese Verhandlungen wären die 
Leistungsentgelte gestiegen. Allerdings hat sich Nehlsen für 
Verhandlungslösungen einsichtig gezeigt und nicht versucht, Übergewinne auf 
dem Rechtsweg zu verteidigen. 
 
5.3 Betriebliche Ertragssteigerungen durch Kostenreduktionen sind nicht stets 
eine Folge effizienterer Organisation und besserer Technik. Gerade im 
arbeitsintensiven Bereich der Abfallsammlung sind die Arbeitskosten von 
wesentlicher Bedeutung für die Konkurrenzfähigkeit. Nach der Privatisierung 
wurden bekannte personelle Überkapazitäten und mögliche Synergien (z.B. 
Zusammenlegung Kfz-Werkstatt) durch Abfindungen und zu Lasten der 
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Sozialkassen rasch geregelt. Nach dieser Anlaufphase wurden rasch gute 
Erträge erzielt. Diese wurden in der Folge dann gesteigert, indem notwendige 
Neueinstellungen nur noch über die im Niedriglohnsegment angesiedelte 
RNO vorgenommen wurden. Hierbei handelt es sich nicht um 
Effizienzsteigerungen sondern um Verteilungsgewinne zu Lasten des 
Lohnanteils. Nehlsen stellt nicht zum TVöD ein, Nehlsen zahlt auch nicht 
Löhne nach dem Tarif der privaten Entsorger, sondern vergleicht sich mit 
branchenfremden Tarifen. Dieses spricht dafür, dass sich die Firma Nehlsen 
Wettbewerbsvorteile gegenüber anderen Entsorgern auch durch geringeres 
Lohnniveau verschaffen will. Schlimmere Auswüchse im Vergleich zu anderen 
Branchen werden durch den für die Entsorgung geltenden Mindestlohn 
verhindert. Ob dieser durch Werkverträge oder Aufträge an Subunternehmen 
partiell unterlaufen wird ist nicht bekannt. 

 
6. Einnahmen für den öffentlichen Haushalt, Übernahme von Lasten 

Der Umfang der Netto-Einnahmen für den  Verkauf der Bremer 
Abfallwirtschaft in 1998 und 2003 betrug ca. 107 Mio. €.  Dieses entspricht 
allerdings nicht dem Einnahmezufluss aus den Verkäufen an die Firma 
Nehlsen, denn in diesem Betrag war auch der Verkauf der 
Müllverbrennungsanlage mit enthalten. Im Gegensatz zum Abwasserbereich 
wurden von BEB aufgenommene Kredite überwiegend von den Käufern mit 
den Gesellschaften übernommen. Die Kosten hierfür wurden allerdings auch 
vorher allein vom Eigenbetrieb aus Gebühren getragen.  Zusatzlasten für den 
städtischen Haushalt ergaben sich durch Rückkehrer, d.h. ein Teil der 
Kostenminderung bei den Erwerbern wurde in der Folge der Privatisierung 
von der Stadt getragen. 
Die ENO-GmbH ist heute aus Sicht Nehlsens weitgehend abgeschrieben. 
Über die Firmenwertabschreibung in 15 Jahren erfolgte ein Rückfluss des 
Kaufpreises. Investitionen werden allein aus den Liquiditätsüberschüssen des 
Geschäftes getätigt. 

 
7. Zusätzliche Steuereinnahmen für die FHB 

Mit der Umwandlung der abfallwirtschaftlichen Betriebsteile der BEB in 
GmbHs wurden die wirtschaftliche Wertschöpfung und die erzielten Erträge 
steuerpflichtig. Das Nehlsen Papier schließt hieraus auf wirtschaftliche 
Vorteile für die FHB durch die Zahlung von Umsatzsteuer, Lohnsteuer, 
Ertragssteuern, Grundsteuer und Kfz-Steuer. Dieses Argument ist grob 
fehlerhaft, weil offensichtlich die Autoren nicht mit dem deutschen System der 
Steuerverteilung vertraut sind. Darüber hinaus vernachlässigt das Argument 
die Gebühren als überwiegende Quelle von Steuereinnahmen – wenn sie 
denn zusätzlich entstehen. 
 
7.1 Umsatz- bzw. Mehrwertsteuer wird auf erzielte Umsätze minus 
Vorleistungen mit heute 19% fällig und ist eine Gemeinschaftsteuer, die zu 
jetzt 52,5% dem Bund zusteht. Werden hoheitliche Leistungen der 
Abfallwirtschaft privatisiert, so profitiert der Bund. Er ist daher an solchen 
Lösungen schon länger interessiert. Die restlichen MwSt.-Anteile erhalten 
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Länder  (45%) und Gemeinden (2,5%) nach Einwohnerzahlen. Zusätzliche 
Umsatzsteuern aus Bremen fließen daher nur zu unter 1% nach Bremen 
zurück! 
 
7.2 Lohnsteuern werden für die FHB auch auf die Löhne der Beschäftigten 
kommunaler Eigenbetriebe fällig, wenn diese in Bremen wohnen. Durch die 
Privatisierung hat sich also zunächst an den Steuereinnahmen nichts 
geändert. Durch die Verminderung der Beschäftigtenzahlen und Löhne für 
Aufgaben der Bremer Abfallwirtschaft haben sich die Einnahmen reduziert. 
Dieses mag durch Ausbau von Konzernfunktionen in Bremen partiell 
kompensiert worden sein. 
 
7.3 An Ertragssteuern werden für Unternehmen die Körperschaftssteuer und 
die Gewerbesteuer auf ausgewiesene Erträge fällig. Gewinne werden bei 
Nehlsen allerdings an die Konzernebene abgeführt. Welche Gewinne hier 
besteuert werden, unterliegt dem Steuergeheimnis. Zumindest kann davon 
ausgegangen werden, dass ausgewiesene Gewinne der privatisierten 
Tochtergesellschaften Konzernergebnisse nicht belasten, also nicht zu 
Steuerminderungen führen. Die kommunale Gewerbesteuer ist von der Höhe 
nicht bekannt, wird aber auf abzuführende Körperschaftssteuern angerechnet. 
Diese wiederum sind Gemeinschaftssteuern, von denen auch der Bund und 
die anderen Länder profitieren. Erhöhen sich für die FHB tatsächlich die 
Steuereinnahmen, so werden sie wieder mit Einnahmen aus dem 
Länderfinanzausgleich verrechnet, die Zusatzeinnahme für Bremen ist also 
denkbar gering. 
 
7.4 Die weiteren aufgeführten Steuerarten wie Grundsteuer und Kfz-Steuer 
sind eher von geringer Bedeutung. Die Kfz-Steuer steht schließlich seit 2009 
allein dem Bund zu.   
 
Insgesamt erwachsen für Bremen aus der Steuerpflicht der Abfallwirtschaft 
daher keine Vorteile sondern massive Nachteile. Einnahmen aus der 
Abfallgebühr fließen aus Bremen ab und können nicht für Aufgaben der 
Abfallwirtschaft verwendet werden. Bei Rückverlagerung von 
abfallwirtschaftlichen Aufgaben in öffentlich-rechtliche Strukturen könnten 
entfallende Belastungen auch zur Gebührensenkung genutzt werden. 
 

2. Eine neutrale Bilanz der Privatisierungsergebnisse in der Bremer 
Abfallwirtschaft 
Mit einem Forschungsprojekt für die Deutsche Bundesstiftung Umwelt hat eine 
Arbeitsgruppe des Zentrums für Public Management der Hochschule Bremen 
vergleichend auch die Bremer Abfallwirtschaft nach 18 Kriterien für nachhaltiges 
Wirtschaften bewertet. Die Ergebnisse finden sich ausführlich dokumentiert  in einem 
Buch im Lit-Verlag (Gahrmann, Mönnich u.a., Bd. 2, 2012). Anlässlich der Anfang des 
Jahres einsetzenden Gebühren- und Rekommunalisierungsdebatte habe ich diese 
Ergebnisse für Bremen noch einmal aktualisiert. Dieses Ergebnis wird tabellarisch hier 
wiedergegeben. 
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Bewertung PPP-Modell 
Bremen auf Nachhaltigkeit 
der Entsorgung im Bereich 
Abfall - Stand 5/2013 

       

Bewertungskriterium voll erfüllt 
teilweise 

erfüllt 
deutliche 
Mängel nicht zu bewerten 

Erfüllung kommunaler  
Umweltziele  

 

  

Know how Transfer  
  

    
Steuerung/Kontrolle  
der Aufgabenerfüllung 

 
      

Technisch-organisatorische 
Flexibilität  

  
    

Wirkung auf  
Entsorgungssicherheit   

  

    
Effizienzvorteile auch  
für Bürger, Mitarbeiter,   

  
    

Regionale und  
soziale Folgen    

  
  

Bedeutung der Besteuerung 
für Organisation  

  

    
Finanzwirtschaftliche  
Nachhaltigkeit  

  
    

Auswirkungen auf Gebühr  
  

    
Auswirkungen auf 
kommunalen Haushalt    

  
  

Mitbestimmung, Bezahlung, 
Betriebsklima 

 

      

Anpassungsfähigkeit und 
Reversibilität des Modells 

 

      

Berichtspflichten  
 

  

Haftung, öffentliche Garantien 
und Nebenlasten 

 

      

Transparenz von Entschei-
dungen und vertragl. 
Regelungen    

  

  

Überprüfung/Überprüfbarkeit 
durch unabhängige Instanzen    

  

  

Vorsorge für wieder eigen-
ständige 
Aufgabenwahrnehmung    

  

  
 



Gutachterliche Stellungnahme zur Rekommunalisierung 
der bremischen Abfallwirtschaft und Straßenreinigung 

 

53

Die inhaltlichen Begründungen für diese Bewertung können hier nicht im Einzelnen 
wiedergegeben werden. Allerdings sei für die aktuelle Debatte kurz auf die rot 
gekennzeichneten Kritikpunkte eingegangen. Wichtig ist hieran auch, dass nicht  die Firma 
Nehlsen als (partieller) Betreiber kritisiert wird, sondern die Ergebnisse der 
Privatisierungspolitik des Bremer Senats aus den 90er Jahren. 

(1) Regionale und soziale Folgen 
Die Entwicklung der Gesamtbeschäftigung für die Abfallwirtschaft in Bremen ist nicht 
bekannt. Für die Aufgaben der Abfallwirtschaft der Stadt Bremen war die 
Beschäftigung im Zeitraum der Privatisierung rückläufig und die durchschnittlichen 
Entgelten sind im Vergleich zum kommunalen Entlohnungsniveau ebenfalls 
rückläufig.  Eine Ausweitung der Wertschöpfung und Beschäftigung am Rande des 
Aufgabenfeldes gab es bei swb durch Investitionen in ein Müllheizkraftwerk. 
 

(2) Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt 
Das gesamte Privatisierungsgeschäft BEB (d.h. Abwasser, Abfall, Stadtreinigung) 
war ein schlechtes Geschäft. Der Beleg findet sich in der Fallstudie zu Bremen. Es 
wurde im Gegensatz zum Senat in seiner damaligen Vorlage dynamisch gerechnet 
(eher vorteilhaft für die Privatisierung) und das Ergebnis wurde mit unterschiedlichen 
Zinssätzen, die für öff. Anleihen der letzten 15 Jahre relevant waren, überprüft. Das 
Ergebnis ergibt sich daraus, dass in der Senatsvorlage wesentliche Belastungen für 
den öffentlichen Haushalt aus dem Privatisierungsgeschäft fehlten und Vorteile einer 
kommunalen Lösung nicht berücksichtigt wurden. 

 
(3) Mitbestimmung, Bezahlung, Betriebsklima 

 Die Regelungen für Mitbestimmung und Bezahlung bei ENO waren konform zum 
Überleitungstarifvertrag.  Das Betriebsklima hat sich eher als problematisch 
entwickelt. Die Bezahlung der neu eingestellten Mitarbeiter für Aufgaben der 
Abfallwirtschaft liegt unter den Tarifen des BdE. 

 
(4) Transparenz von Entscheidungen und vertraglichen Regelungen 

Die Leistungsverträge sind unverändert nicht öffentlich. Eine Überprüfung der 
divergierenden Angaben zu den Ursachen der aktuell diskutierten 
Gebührenerhöhungsnotwendigkeiten ist nicht möglich. Ergebnisse der Anpassung 
von Leistungsentgelten werden ebenfalls intransparent ausgehandelt. Der 
Gebührenzahler, für den die Entgelte der beauftragten Dritten unmittelbar 
ansatzfähige Kosten darstellen, hat somit keine Transparenz zu Ursachen der 
Gebührenentwicklung. Entgeltanpassungen in den vergangenen Jahren waren für die 
Stadtgemeinde eher positiv. Nun scheint allerdings eine Trendwende eingetreten. 

 
(5) Überprüfung/Überprüfbarkeit durch unabhängige Instanzen 

Weder der Privatisierungsvorgang noch die weitere Vertragsentwicklung war 
Gegenstand einer unabhängigen Prüfung durch den Landesrechnungshof. Für das 
Privatisierungsmodell fehlt eine Prüfung durch Instanzen wie sie bei anderen 
natürlichen Monopolen mit der Bundesnetzagentur gegeben sind. Es wird unterstellt, 
dass öffentliche Instanzen immer nur im Interesse des Gebührenzahlers handeln. 
Dieses ist angesichts von Bedingungen extremer Haushaltsnotlage und 
Sanierungsprogrammen wie in Bremen eine nicht immer zutreffende Annahme. Die 
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Überprüfung durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist erstens schwerfällig und 
zweitens für wirtschaftliche Fragestellungen kaum wirksam. 

 
(6) Vorsorge für wieder eigenständige Aufgabenwahrnehmung 

Wie am Bremer Privatisierungsvorgang nachweisbar, gibt es bisher für eine wieder 
eigenständige Aufgabenwahrnehmung bisher keine Vorbereitung.  Weder wurden für 
die umfangreichen Belastungen zum Ende der Leistungsverträge im 
Abwasserbereich Rückstellungen gebildet, noch gibt es Konzepte für die 
eigenständige Wahrnehmung der Aufgabe im Abfall-/Stadtreinigungsbereich für 
2018. 
 

3. Vorurteile zu öffentlich-rechtlichen Formen der Aufgabenorganisation 
 
Seit Mitte der 90er Jahre werden in Bremen Vorurteile zur öffentlich-rechtlichen Form der 
Abfallentsorgung verbreitet und immer wieder aufgewärmt. Danach sind kommunale 
Betriebe schwer steuerbare bürokratische Tanker, führen zu Filzstrukturen, neigen zur 
unkontrollierten Personalvermehrung und bewirken deshalb Kostensteigerungen. 
Hintergrund ist die Erfahrung, dass nach Gründung des Eigenbetriebes BEB sowohl die 
Abwasser- als auch die Abfallgebühren erhöht werden mussten. Eine sorgfältige Analyse der 
damaligen Entwicklung führt allerdings zu ganz anderen Ergebnissen. Die Bildung des 
Eigenbetriebes war eher ein Erfolgsbeispiel organisatorischer Verwaltungsreform, mit dem 
auch die strukturellen Voraussetzungen wirtschaftlichen Handelns in diesem Bereich 
verbessert wurden (vgl. Busse, Heisig, Mix u.a.: Neue Steuerungskonzepte und 
Arbeitsbeziehungen im öffentlichen Dienst, Bremen 1996, S. 79ff.).  Ursachen der 
Gebührenerhöhungen lagen in steigenden allgemeinen Anforderungen an den Bereich 
aufgrund gesetzlicher Anforderungen (z.B. Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz), in 
versäumten Maßnahmen der Infrastrukturunterhaltung in der Zeit davor sowie in sehr 
raschen und anspruchsvollen Systemänderungen zur Zeit von Umweltsenator Fücks, die 
zudem mit falschen Versprechungen auf Kostensenkungen verbunden waren. Das 
Management des Eigenbetriebes hatte hier eher eine ausführende Rolle. Der 
Systemwechsel wurde umgesetzt, die Sanierungsinvestitionen wurden begonnen. Für die 
Politik und die steuernde Ebene der senatorischen Verwaltung hatte dann aber der 
Eigenbetrieb Sündenbockcharakter. Zudem diente BEB der Großen Koalition als 
kapitalkräftiger Betrieb zur Umsetzung von Privatisierungsplänen, mit denen man zur 
Bewältigung von Haushaltsproblemen rasch einmalige Einnahmen beschaffen konnte. Eine 
ausführliche Analyse hierzu findet sich unter http://www.hs-
bremen.de/mam/hsb/fakultaeten/wiwi/institute/ZEP/studienbrief_5.pdf 
(Bornhalm, Mönnich, Popp: Öffentliche und private Betriebe, Lehreinheit 5, Hagen 2006). Mit 
diesen Verweisen soll nicht bestritten werden, dass es auch im öffentlichen Sektor 
spezifische Steuerungsprobleme gibt und Anstrengungen zur wirtschaftlicheren Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben erforderlich sind. Dem widmen sich allerdings seit 20 Jahren die 
Reformbemühungen des neuen Steuerungsmodells der KGSt, die Implementation eines 
neuen Rechnungswesens in der öffentlichen Verwaltung und ein hierauf bezogenes 
Leistungs- und Kostencontrolling. Die immer noch verbreitete Einschätzung öffentliche 
Betriebe seien bei dezentraler Ressourcenverantwortung und klaren Zielvorgaben der Politik 
nicht steuerbar, geht an den Erfahrungen dieser Verwaltungsreformbemühungen vorbei. 
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